Sem 


dem Vaterlande, dem Flore Schleſiens. 
Truppen und das Bürgerſchützen⸗Corps zum Parademarſch und deſtlirten unter 


Donnerſtag 


— — Verlag der Hel- Bucpbrudirei von . Decker & 2 — — 


des 1 Bor: en. He 


den 1. Juli 1847. 
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G. Müller. 


Inland. 
Berlin den 28. Juni. 


Se. Majeſtät der König haben Allerhöchſtihren 


13 bisherigen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter bei der 
Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, Wirklichen Geheimen Rath Grafen von Wy⁵⸗ 


lich und Lottum, von dieſem Poſten abzuberufen, ſtatt ſeiner den ſeitherigen 
außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am Königlich Belgi⸗ 
ſchen Hofe, Geheimen Legations⸗Rath von Sydow, in gleicher Eigenſchaft in 
der Schweiz zu ernennen und an ebengedachtem Hofe Allerhöchſtihren ſeitherigen 
außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Minifter am Königlich Hanno⸗ 
verſchen Hofe, Grafen von Seckendorf, in gleicher Eigenſchaft zu ernennen 
geruht. 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: Den Stadtgerichts Rath 
Siecke zu Potsdam und den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor, Kreis-Juſtiz⸗ 
Rath Luther zu Ohlau, zu Ober⸗Appellations⸗Gerichts⸗Mäthen bei dem Ober⸗ 
Appellatious⸗Gericht zu Poſen; und den Land⸗ und Stadtgerichts⸗Direktor Mi⸗ 
chaelis zu Tuchel zum Direktor des Land⸗ und Stadtgerichts zu Schwetz und 


N huge zum Kreis Juſtiz⸗Rath des Schwetzer Kreiſes zu ernennen. 


Ihre Durchlaucht die Herzogin von Sogan⸗Kallpraub, iſt nach Sagan; 
und der Ober⸗Präſident der Provinz Sachſen, von Bon in, nach Magdeburg 


abgereiſt. 


a Breslau, den 27. Inni. Von 11 Uhr ab verſammelten ſich die Einge⸗ 
ladenen, die Generalität, das Offizier-Corps, die Königlichen und die ſtädtiſchen 
Behörden, Geiſtlichkeit beider Confeſſionen, Lehrer ac. ꝛc. auf dem Paradeplatze. 
Gegen halb 12 Uhr tam der Zug der Mitglieder des Vereins (zur Errichtung des 


Denkmals) an, den Herrn Fürſten Adolph von Hohenlohe-Ingelfin⸗ 


gen, Durchlaucht, Herrn Geh. Commerzien⸗Rath Oelner und Herrn Bürger: 
1 5 Baartſch an der Spitze. 
Um 12 Uhr erſchienen Se. Majeftät der König und Se. Königl. Hoheit der 


5 Prinz von Preußen zu Fuß in Begleitung eines glänzenden Gefolges, empfangen 


von Militair⸗ und Civil⸗Autoritäten, und verfügten ſich vor das Denkmal. Die 


Truppen präſentirten, ein Hurrahruf durchſchallte die Luft und die Muſik ſpielte 


die Melodie des Liedes: „Heil Dir im Siegerkranz“, nach welcher einige, von 
Herrn Profeſſor Dr. Kahlert gedichtete Strophen geſungen wurden. Hierauf 
beſtieg Herr Bürgermeiſter Bartſch, als Vice⸗Präſes des Vereins, die zur lin⸗ 
ken Seite des Denkmals errichtete, mit einem rothen Teppich bedeckte Eſtrade und 
hielt die Feſtrede. Nach beendigter Rede erfolgte die Enthüllung des Denkmals unter 
fernem Donner der auf dem Exercierplatze aufgeſtellten Geſchütze und dem Klange 
des alten Grenadiermarſches, der ſo oft vor dem Königlichen Helden geſpielt wor— 
den iſt. Als die Hülle (die, wahrſcheinlich weil fie durchnäßt war, nicht weichen 
wollte, und nur ſtückweiſe herabgezogen werden konnte) gefallen war, ertönte ein 
Ausruf des Staunens und der Freude. Das Standbild übertraf alle Erwartun⸗ 
gen, es machte einen unbeſchreiblichen Eindruck; es iſt erhaben und ſchön und 
jetzt unſtreitig die erſte Zierde Breslau's. Sodann brachte Se. Durchlaucht der 
Fürſt Adolph von Hohenlohe mit begeiſterten kräftigen Worten ein dreifaches Hoch 
aus, den Manen Königs Friedrichs des Zweiten — des regierenden Königs und 
der Königin Majeſlät, dem Prinzen von Preußen und dem Königl. Haufe — 
Hierauf formirten ſich die Garniſon⸗ 


klingendem Spiele vor Sr. Majeſtät dem Könige vorbei. — Die Feier war noch 


vor 1 Uhr beendet. 


Breslau, den 27. Juni. Stute fand großes Diner im Königl. Palais 
ſtatt, und um 4 Uhr reiſten Se. Maß der König mit Sr. Königl. Hoheit dem 
Prinzen von Preußen auf der Freiburger Eiſenbahn nach Erdmannsdorf ab. 


Berlin den 28. Juni. Die bereits erwähnte Adreſſe des Vereinig⸗ 
ten Landtages an den Marſchall der StändesKurie Herrn von 
Rochow lautet alſo: „Nach einer gemeinſam durchlebten ernſten und bedeutungs⸗ 
vollen Zeit empfinden wir tief und lebhaft das Bedürfniß, nicht ohne ein Zeichen 
unſerer hohen Achtung, unſerer innigen Anerkennung von Ihnen zu ſcheiden, ums 


ſerer hohen Achtung vor der Reinheit und dem Adel der Geſinnung, unſerer inni⸗ 


gen Anerkennung der unbefangenen, nie geſchwächten Hingebung, womit Sie, 
treu der eigenen gerecht gegen fremde Ueberzeugungen unſere Berathungen geleitet 
haben. Indem wir dieſe Geſinnung in einfachen Worten hierdurch auszuſprechen 
uns geſtatten, leben wir in der zuverſichtlichen Hoffnung, daß dieſelbe auch in 
Ihrem Herzen Anklang finden und uns eine Stätte wohlthuender Erinnerungen in 
derſelben bereiten werde. Herr Marſchall! wenn das Vertrauen St. Majeftät 
des Königs, welches beim Beginn des Landtages den Marſchallſtab in Ihre Hande 
legte, Ihnen ſelbſt und Ihren ſpäten Nachkommen unvergeßlich ſein wird und muß, 
fo möge in gleicher Friſche von Geſchlecht zu Geſchlecht der freie Gruß vollen Ver⸗ 
trauens im Gedächtniß bleiben, welchen beim Scheiden ihre Mitſtände Ihnen zu⸗ 
riefen, ein lautes Zeugniß für den Marſchall der Kurie der drei Stände des erſten 
Vereinigten Landtages.“ — Dieſe Adreſſe wurde dem Marſchall nach dem Schluß 
des Landtages durch die bereits erwähnte Deputation feierlich überreicht. Der 
Marſchall war tief ergriffen von dieſem Beweiſe der Aufmerkſamkeit der Stände 
und erwiderte Worte des Dankes, welche ſeiner Aufrichtigkeit, wie ſeiner Beſchei⸗ 
denheit gleich ſehr zur Ehre gereichten. Er verſprach die Adreſſe als ein unſchätz⸗ 
bares Kleinod der Nachſicht des Landtages mit ſeinen Leiſtungen auf ſeine ſpäte⸗ 
ſten Nachkommen zu vererben. Die Ausführung der Adreſſe ſoll an Pracht und 
Kunſt wichts zu wünſchen laſſen. Wie wir hören, haben die Mitglieder des Land⸗ 
tages nahe an zweitauſend Thaler dafür gezeichnet. Die Beſorgung des Ganzen 
übernahm unſer wackerer Mitbürger, der Geheime Finanzrath Knoblauch. — 
Nach dem Schluß des Landtages fand Nachmittags um 3 Uhr im Mileng’fchen 
Lokal ein großes Diner ſtatt, welches mehrere hundert Mitglieder des Vereinigten 
Landtages zum Letztenmal gemeinſchaftlich vereinigte. Der Saal war feftlich de⸗ 
korirt und an den Seitenwänden mit den lorbeerumkränzten Bildniſſen mehrerer 
der hervorragendſten Ständemitglieder geſchmückt. Die Eintretenden empfing die 
Feſtmuſik eines wohlbeſetzten Orcheſters. Faſt alle Koryphäen des Landtages, 
beſonders aus Weſtphalen, Schleſien, Oſtpreußen und vom Rhein waren beiſam⸗ 
men. Wir nennen aus Schleſien den Fürſten von Lichnowsky, den Herzog von 
Ratibor, den Grafen von Dyhrn; ferner aus der Stände-Kurie den Pommerſchen 
Abgeordneten Grafen von Schwerin, die Rheiniſchen Abgeordneten Hanſemann, 
von Beckerath, Meviſſen, Aldenhoven, Camphauſen; ferner die Oſtpreußiſchen: 
von Brünneck, von Saucken, von Auerswald, von Bardeleben, Sperling; 
die Märkiſchen Abgeordneten Knoblauch, und Grabow und der Poſener Abge⸗ 
ordnete Naumann. Ohne daß eine formelle Einladung ſtattgefunden hätte, 
waren alle dieſe Männer durch das Bedürfuiß zuſammengefuͤhrt worden, ſich noch 
einmal, nach ſo vielen eruſten Beſchäftigungen, zwanglos und harmlos beiſammen 
zu ſehen, ehe der gewohnte Beruf ſie wieder hunderte von Meilen auseinander 
treibe. Zahlreiche Einwohner unferer Stadt mochte ein gleiches Gefühl zur Theil⸗ 
nahme bewogen haben. Dennoch konnte es nicht fehlen, daß der Ernſt des Mo⸗ 
ments, das Drückende der Treunungsſtunde, feinen Einfluß übte und ſich mannig⸗ 
fach abſpiegelte in den gewichtigen und ernſten Reden, welche vernommen wurden, 
neben den leichtern Sprüngen des Witzes und des Humors. Beſonders jeichnes 
ten ſich die Trinffprüche der Abgg. v. Beckerath, v. Auerswald, von Binde, Mohr, 
Saucken⸗Tarputſchen und des Fürſten Lichnowski aus. Es wutbe außerdem vom 
Abgeordneten v Beckerath eine Adreſſe aus Würtemberg an den Vereinigten Land⸗ 
tag vorgeleſen, welche der würdigen und taktvollen Haltung der Stände die Sym⸗ 
pathie des dortigen Volkes auszudrücken beſtimmt war⸗ Eine andere Abseffe aus 
Danzig wurde von einem Oſtpreußiſchen Deputirten mitgetheilt. Dieſelbe ſollte 
den Abgeordneten der Provinz ve. die Zuſtimmung der Unterzeichner — 
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eirca hundert der notabelſten Namen — zu dem Votum in der Oſteiſenbahnfrage 
ausdrücken. Eine dritte Adreſſe der freien Gemeinde aus Königsberg als Aner- 
kennung für das Votum der Ständekurie in der Diſſidentenfrage eirkulirt abſchrift⸗ 


lich. Nach 7 Uhr endete das Mahl und viele Abgeordnete fuhren gleich von dort 
nach den Eiſenbahnhöfen, um mit den Nachtzügen die Stadt zu verlaſſen. 
Ausland. 
eu, g ch In d. 


Am 25. Juni früh um 83 Uhr iſt der „Washington“ von Bremerhafen wie⸗ 
der in See gegangen. Die Paſſagiere deſſelben waren am 24ſten Nachmittags 
mit dem Dampfboote „Roland“ in Bremerhafen angekommen. 

Frankfurt a. M., den 25. Juni. Ihre Kaiſerl. Hoheiten der Großſfürſt 
und die Großfürſtin Thronfolger von Rußland beſuchten vorgeſtern wiederum un⸗ 
ſere Stadt und wohnten Abends der Vorſtellung der Dlle. Rachel bei. Wie man 
pernimmt, wird das hohe Paar übermorgen nach Kiſſingen abreiſen, der Groß— 
fürſt Thronfolger daſſelbſt aber nur einen kurzen Aufenthalt nehmen. Se. Maje⸗ 
ſtät der König von Bayern war geſtern in Brückenau eingetroffen und überall mit 
großen Feierlichkeiten empfangen worden. Anfangs Auguſt wird der Königl. 
Bayeriſche Hof in Aſchaffenburg vereinigt ſein und daſelbſt bis zum Eintritt des 
Herbſtes reſidiren. 

Für den Bau der Main⸗Weſer⸗Eiſenbahn iſt von der dieſſeitigen Bau-Behörde 
nun die erſte Submiſſion für Lieferung von Schwellen ausgeſchrieben worden. 

Frankfurt den 26. Juni. Die Nachricht von der Zurücknahme des all⸗ 
gemeinen Bundes⸗Preßgeſetzes iſt ungegründet, obwohl es ſchwer werden wird, 
alle Anſichten auf einen Punkt zu vereinen. 

München den 25 Inni. Se. Majeſtät der König iſt von hier nach In: 
golſtadt abgereiſt. — Senora Lola Montez iſt am 20. nach Bad Brückenau ab: 
gereiſt; die Polizei gab ihr eine ſtarke Bedeckung. In dem Repoſitorium der 
Briefpoſt befindet ſich eine große Anzahl Zuſchriften an Lola Montez, welche die— 
ſelbe zurückweiſt. Es iſt hier aufgefallen, daß Herr v. Abel zwei Monate in 
Turin war, bevor ihn der König von Sardinien empfing und fein Beglaubigungs— 
ſchreiben entgegennahm. — Die Iſar hat ſehr hohes Waſſer. 

Frankreich. 

Paris, den 25. Juni. In der Deputirten-Kammer kam Herr 
Durand de Romorantin auf die politiſche Lage der Schweiz überhaupt zu 
ſprechen. Ob es wahr ſei, fragte er, daß Oeſterreich in der Schweiz einſchreiten 
wolle und Frankreich Dave zum Bundesgenoſſen haben werde? Das Verhalten 
und die Sprache des Franzöſiſchen Geſandten zu Bern gebe dieſer Angabe Gewicht. 
Er frage, worauf man dieſes Einſchreiten in die Angelegenheiten einer fremden 
Nation ſtützen wolle? Er könne nicht begreifen, wie Frankreich in der Schweiz 
einſchreiten könnte, kraft der Verträge von 1815, weil die Kantone gethan hätten, 
was Frankreich ſelbſt 1830 gethan. Der Miniſter des Auswärtigen: 
Die Schweizer Tagſatzung werde in wenigen Tagen eröffnet werden, alle die an— 
geregten Fragen würden dort zur Sprache und Verhandlung kommen. Er wolle 
nichts ſagen, was einen Einfluß auf jene Berathungen üben könnte. (Murren 
links.) Aber er freue ſich, der Politik der Regierung des Königs ihren wahren 
Charakter, der Schweiz gegenüber, geben zu können. Frankreich habe das höchſte 
Intereſſe an der Unabhänigkeit, Ordnung und Proſperität der Schweiz. Das ſei 
deſſen traditionelle Politik. Beſonders ſeit 1830 habe Frankreich ſtets dieſe Un— 
abhängigkeit unterſtützt, und darin ſei auch ihr Recht zur Reviſion ihrer Inſtitutio— 
nen verſtanden. Dieſe Politik ſei 1832 und 1833 geübt worden. Frankreich 
denke auch nicht daran, dieſe Unabhängigkeit gefährden, beeinträchtigen zu wollen. 
Aber dieſe Unabhängigkeit habe ihre Schranken. Die Schweiz ſei nicht ganz in 
der nämlichen Lage wie die anderen Staaten Europa's. Ihre Unabhängigkeit ſei 
der Schweizer Eidgenoſſenſchaft von Europa fo gewährleiſtet worden, wie fie be— 
ſtanden, als man mit ihr unterhandelt. Aber würde dieſer Föderativſtaat geän⸗ 
dert, fände eine radikale Modifikation dariu ſtatt, fo würde Frankreich ſagen, und 
die Kammer werde begreifen, daß die Augeſichts dee früheren Zuſtandes abge— 
ſchloſſenen Verträge nicht mehr beſtänden. (Murren links.) Herr Du sand de 
Romorantin: Die Aufhellungen des Minifters ſeien nur Vorwände; dieſe 
Thatſachen ſeien ein trauriges Symptom. Er wolle ein Schreiben des Franzöſi— 
ſchen Botſchafters vorleſen, das eine wahre Beeinträchtigung der Schweizer Unab— 
hängigkeit ſei, welche die Miniſter ſichern zu wollen vorgäben Herr Odilon 
Barrot: Die Schweizer Tagſatzung werde zu fragen haben, ob nicht ein Ueber— 
maß des Föderativ-Syſtems vorhanden ſei? Ob dieſem Uebermaße nicht die Wir: 
ren der Schweiz zugnfchreiben ſeien? Warum ſolle die Schweiz nicht die Freiheit 
haben, dieſe Frage zu löſen? Und Frankreich, das angeblich ihre Unabhängigkeit 
ſichern wolle, verbinde ſich mit Oeſterreich, um dieſe Freiheit zu hemmen? Das 
Frankreich von 1830 rufe dazu die Verträge von 1815 an? Es ſollte der 
Schweiz nicht geſtattet fein, das Unitärfpftem einzuſchlagen? Selbſt wenn fie es 
für nützlich und nothwendig faͤnde und die Freiheit der Schweiz ſei bedroht durch 
eine Note, die der Franzöſiſche Botſchafter dem Präſidenten des Vororts überge⸗ 
ben. Alles ſei in Harmonie bei dieſem Syſtem. Diejenigen, die nicht wagten, 
die Befeſtigungen von Hüningen wieder aufzubauen, wollten die Verträge von 
1815 anrufen! Als der Präſident über das Kapitel abſtimmen laſſen will, 
drückt Herr Ternaux Compans fein Erſtaunen aus, daß der Miniſter nicht 
antwortet, der komme immer auf das alte Wort zurück: Nichts! nichts! nichts! 
(Gelächter) Herr Guizot; Wenn er Herrn Odilon Barrot auf den Boden 
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folgte, den derſelbe betrete, jo müßte er Partei ergreifen in der Schweiz, er wolle 
dies nicht, im Intereſſe der Schweiz ſelbſt. Er werde der Schweiz gegenüber die 
Politik Frankreichs aufrecht halten. Herr Ledru Rollin entgegnet mit eivem 
heftigen Angriff auf die Regierung, die die Einmiſchung anderer Mächte in die 
Angelegenheiten der Schweiz dulden wolle. 6 
Der Herzog von Montpenfier hat die Einladung der Stadt Bourges ange⸗ 
nommen, der dort nahe bevorſtehenden Eröffnung der Central Eiſenbahn beizu⸗ 
wohnen. 
Graf Breſſon ſoll im Begriff ſtehen, ſich als Franzöſiſcher Botſchafter nach 
Neapel zu begeben. f 
Der Geſetz-Entwurf, den der Miniſter des Innern der Deputirten-Kammer 
in Betreff der National-Garden vorgelegt hat, die in verſchiedenen Städten aufs 


gelöſt worden, beſteht aus einem einzigen Artikel, und dieſer lautet, wie folgt: 


„Die Suspendirung der Reorganiſation der National-Garde, deren Auflöſung 
durch Königliche Verordnung in der Stadt Lyon, La Croir⸗Rouſſe, La Guillo⸗ 
tiere, Vaiſe, Caluire und Cuire (Rhone); zu St. Etienne, St. Chamont, Val⸗ 
benoite, Outrefurens und Montaud (Loire), Toulouſe (Haute-Garonne) ausge- 
ſprochen worden iſt, kann bis zum 31. Dezember 1852 ausgedehnt werden. 
Gegeben im Palaſte von Neuilly, am 20. Juni 1847.“ 

Es heißt, die Regierung wolle ein neues miniſterielles Departement unter 
dem Titel „Miniſterium für die Angelegenheiten Algieriens“ ſchaffen und dem 
Marſchall Bugeaud übertragen. Dieſer ſoll ſich aber, wie verſichert wird, gewei⸗ 
gert haben, in das Kabinet zu treten. Anfrage und Antwort ſollen durch den 
Telegraphen befördert worden ſein. 

Heute erſcheint ein neues konſervatives Journal l'Opinion, zu einer ent⸗ 
ſchiedenen Vertheidigung des Kabinets und zur Konkurrenz gegen die Preſſe des 
Herrn Girardin beſtimmt. 

Die Börſe war heute gänzlich unthätig, und die Reute, wiewohl ohne Ver⸗ 
änderung, neigte etwas zum Rückgang. Eiſenbahn⸗ Aktien faft wie geſtern und 
ohne ſonderliches Geſchäft. | i 

Das Journal des Débats fpricht ſich heute dahin aus, daß es das Ka⸗ 
binet durch die Freiſprechung Girardin's noch keinesweges für erſchüttert halte. 

Eine amtliche Zuſammenſtellung über die Truppenzahl, die Paris und ſeine 
Befeſtigungen nach völliger Vollendung der letzteren in dieſem Jahre beſetzt halten 
wird, giebt an: für das Fort Mont Valerien 3000 Mann, einſchließlich 1 Ar⸗ 
tilleries und 2 Genie -Kompagnieen; Chareuton 2500 M., einſchließlich 1 Regi⸗ 
ment Artillerie; Tory 1800 M., Romainville 2000, Iſſy 1600, Bicetre 
1200, Montronge 1000, Vauves 900 M.; die vier Forts la Double Cou⸗ 
ronne, St.⸗Denis, de la Breche und Stains 3200, de P’Eft 800, d'Aubervil⸗ 
liers les Vetus 1100, de Noiſſy 1500, Vincennes 3200 M. In Friedens⸗ 
zeiten werden dieſe Beſatzungen mit der von Paris eine Maſſe von 60,000 
Mann aller Waffengattungen bilden, wozu dann noch die Nationalgarden zu zaͤh⸗ 
len ſind. 

Der Commerce kündigt ein zu Eude der Seſſion beabfichtigtes großes Re⸗ 
ſorm⸗Bankett an, das im Saale Ventadour für 600 Theilnehmer veranſtaltet 
werden ſoll. Von der Oppoſition in der Deputirten-Kammer hätten bereits 
Viele ihre Betheiligung zugeſagt, und die Herren Odilon⸗Barrot, Guſtav von 
Beaumont, Leon von Malleville, Duvergier de Hauranne würden es übernehmen, 
die erforderliche Erlaubniß vom Polizei-Präfekten einzuholen. Aehuliche Demon⸗ 
ſtrationen werden für die Departements angekündigt. 

Seit faſt einem Jahre find alle Gemuͤther nun in faſt ununterbrochener Bes 
ſorgniß vor einer Kataſtrophe, welche die finanzielle Kriſis herbeiführen ſollte, und 
die Furcht wuchs, als ſich noch ein Deſizit in den Subſiſtenzmitteln hinzugeſellte. 
Auf allen Seiten vernahm man die ſchlimmſten Prophezeiungen; der öffentliche 
Kredit wurde tief dadurch erſchüttert; die Bank von Frankreich ſogar ſah ſich ver- 
aulaßt, firenge Vorſichtsmaßregeln zu treffen, deren fie ſich ſelbſt in den ſchwierig⸗ 
ſten Zeitumſtänden früher enthalten zu müſſen geglaubt hatte, und überall hielten, 
in Folge davon, die Kapitaliſten ihr Geld unter Schloß und Riegel. Wenn wir 
indeß unſere Blicke ringsum uns wenden, fo ſuchen wir vergeblich nach dem vor⸗ 
ausgeſagten Unheil. Die Rente erhält ſich fortwährend auf einem hohen Stand; 
die Bank iſt jetzt ſo wenig als irgendje in Gefahr, Schiffbruch zu leiden; die Fal⸗ 
liſſements haben weder an Zahl, noch an Bedeutung zugenommen. Diejenigen 
Unternehmungen endlich, deren Grundlagen wirklich Bürgſchaften der Solidität 
boten, haben die Kapitalien gefunden, deren ſie bedurften, und die Maſſe der 
Bevölkerung wartet mit Ruhe ab, bis eine gute Erndte eintritt, um die Leiden 
zu vergeſſen, die glücklicherweiſe nur einen vorübergehenden Charakter gehabt ha⸗ 
ben. Ja, man darf es jetzt ſchon ſagen, man hat das Uebel, in Betreff der Le⸗ 
bens mittel ſowohl, als in Betreff des Geldmangels, über alles Maß übertrieben; 
die Preis: Veränderungen von 10, 12 und 15 Fr., die auf den Getreide⸗Märk⸗ 
ten jeden Tag ſich ergeben, beweiſen unumſtößlich, daß die Spekulation da die 
Hand im Spiele hat. Wo die Dinge ihren regelmäßigen Gang nehmen, kommen 
dergleichen plötzliche und bedeutende Schwankungen nicht vor. Wenn nur eine 
reichliche Erndte erfolgt, ſo werden wir ſehen, daß die Theurung verſchwindet, 
ſtatt mehrere Jahre hindurch fortzudauern, wie dies zu Zeiten wirklichen Mangels 
der Fall zu ſein pflegt. 

Spanien. 

Madrid, den 16. Juni. Die Wendung, welche die Portugieſiſchen An⸗ 
gelegenheiten genommen haben, ſetzt die dieſſeitige Regierung in keine geringe 
Verlegenheit und droht in dieſem Augenblick ernſte Verwickelungen herbeizuführen. 
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Der Englifche Konſul in Porto zeigte dem dortigen Spaniſchen Konſul am 
Aten ſpät Abends an, die Präſidenten der Junta hätten ihm erklärt, daß ſie den 
vereinigten Truppen Portugals und ſeiner Verbündeten keinen Widerſtand leiſten 
würden und deshalb wünschten, die Spaniſchen Truppen möchten ſofort die Feind⸗ 
ſeligkeiten einſtellen. Der Engliſche Konſul erſuchte den Spaniſchen, dieſen 
Wunſch in Erfüllung bringen zu laſſen, da der Hauptzweck, welchen die Verbün⸗ 
deten Mächte verfolgten, darin beſtände, weiterem Blutvergießen vorzubeugen. 
Zu gleicher Zeit richtete die Junta ein Schreiben an den Spaniſchen Kouſul, in 
welchem ſie ihn anzeigte, daß Spaniſche Truppen, in Verbindung mit der Beſaz⸗ 
zung von Valenza, trotz des durch Spaniſche und Engliſche Vermittelung abge— 
ſchloſſenen Waffenſtillſtandes, die Truppen der Junta angegriffen hätten, und ſich 
von ihm eine Erklärung darüber ausbat, ob er Anſtalten getroffen hätte, damit 
dieſer Waffenſtillſtand Spauiſcherſeits beobachtet würde. 

Am öiten früh Morgens erwiederte der Spaniſche Konſul dem Vice-Präſiden⸗ 
ten der Junta, daß er keine Kenntniß von dem Ausbruche der Feindſeligkeiten er⸗ 
halten habe und dieſen Vorfall deshalb bezweifeln müſſe, die Junta indeſſen be⸗ 
denken möge, daß in ihrer Lage eine bedeutende Veränderung eingetreten ſei, ſeitdem 
fie ſich geweigert hätte, die früheren von dem Oberſten Wylde vorgelegten Bedin 
gungen anzunehmen. Er erſuche nun die Junta, alle ihre Streitkräfte nach Porto 
zurückzuziehen, um jedem neuen Zuſammentreffen mit Spauiſchen Truppen vor⸗ 
zubeugen. Uebrigens würde er ſich beeilen, den General-Capitain von Galicien 
und ſeine Regierung von den Wünſchen der Junta in Kenntniß zu ſetzen. 

Am Sten zeigte die Junta ſowohl dem Engliſchen wie dem Spaniſchen Kon: 
ſul an, daß fie die vier von dem Oberſten Wylde und dem Marquis von Eſpana 
früherhin vorgelegten Vermittelungs-Artikel angenommen und den Marquis von 
Loulé beauftragt hätte, ſich nach Liſſabon zu begeben, um den Geſandten der ver. 
mittelnden Mächte die entſprechenden Mittheilungen zu machen. Zugleich for⸗ 
derte die Junta den Spaniſchen Konſul abermals auf, die nöthigen Schritte zu 
thun, damit die Feindſeligkeeten unverzüglich eingeſtellt würden. 

Dieſe Aktenſtücke ſchickte der Spaniſche Konſul ſofort dem General-Capitain 
von Galicien zu, der fie am Sten in Tuy erhielt und durch Eſtafette hierher be⸗ 
fördern ließ. 

Vorgeſtern Abend erhielt nun die Regietung mittelſt Couriers Depeſchen von 
ihrem Geſandten in Liſſabon. Aus ihnen ging hervor, daß der Marquis von 
Loulé, der in Porto kein Dampfſchiff vorgefunden hatte, am Iten am Bord der 
„Hibernia“ im Tajo eintraf. Da er es nicht für gerathen hielt, an Land zu ſtei— 
gen, ſo begaben ſich die Geſandten Englands, Frankreichs und Spaniens zu 
ihm an Bord und nahmen feine Mittheilungen entgegen. Darauf unterzeichnete 
Abends die Königin ein an die Portugieſen gerichtetes Manifeſt, in welchem ſie 
eine vollſtändige Amneſtie und Vergeſſenheit alles Vorgefallenen, jo wie die be: 
vorſtehende Einberufung neuer Cortes, verkündigte. Die Liſſaboner amtliche Zei⸗ 
tung vom 10ten veröffentlichte dieſes Manifeſt, wie das ſchon am 28. April un⸗ 
terzeichnete Amneſtie-Dekret. Da nun die Geſandten Englands und Frankreichs 
den Aufſtand als beendigt betrachteten, jo luden fie die Portugieſiſchen Minifter 
ein, gemeinſchaftlich mit ihnen die Spaniſche Regierung und auf direktem Wege 
die Generale Mendez, Vigo und Concha, aufzufordern, keine Truppen mehr in 
Portugal einrücken zu laſſen, und diejenigen, welche ſich bereits auf Portugieſi⸗ 
ſchem Boden befänden, wieder zurückzuziehen, damit die Anweſenheit dieſer Trup⸗ 
pen nicht Veranlaſſung zu neuen Verwickelungen gäbe. Der Spaniſche Geſandte 
in Liſſabon, Herr d'Ayllon, ein umſichtiger und erfahrener Diplomat, ſoll dieſe 
Aufforderung bei ſeiner Regierung unterſtützt haben. Allein es ſcheint, daß die 
Portugieſiſchen Miniſter der an ſie ergangenen Einladung keinesweges Folge lei⸗ 
fteten, ſondern vielmehr ihren hieſigen Geſandten, den Grafen von Thomar, be- 
auftragten, die Spaniſche Regierung zu veranlaffen, ihre Truppen aus Portu⸗ 
gal nicht eher zurückzuziehen, als bis die Königin von Portugal den drei ihr ver- 
bündeten Mächten erklären würde, daß der Zweck des Londoner Piotokolles vom 
21. Mai vollſtändig erreicht ſei. Daß der Graf von Thomar ſogleich Schritte in 
dieſem Sinne that, iſt gewiß. Ob er von befugter Seite dazu beauftragt war, 
läßt ſich nicht verbürgen. Der Engliſche Geſandte hatte geſtern zwei Konferenzen 
mit dem Miniſter⸗Präſidenten, und fertigte Abends einen Courier nach London 
ab. Er ſoll die Zuſage erlangt haben, daß den Spaniſchen Truppen ſofort der 
Befehl zugehen ſolle, das Portugieſiſche Gebiet zu räumen, falls anders ſämmt⸗ 
liche Infurgenten die Waffen niedergelegt hätten. { 

Nun ift aber geſtern auch die Nachricht eingegangen, daß der. General Lova⸗ 
lette mit der erſten Diviſion der Hülfs⸗Armee am Alten, ohne auf Widerſtand 
zu ſtoßen, in Braganza einrückte, daß der Ober⸗General Concha am 12ten mit 
der Hülfs. Armee ebenfalls von Zamora dorthin aufbrach, und die übrigen Trup⸗ 
pen ihm folgen ſollten. Der General Coucha kündigte an, daß er ohne Aufent⸗ 
halt bis Porto vorzurücken und dieſen Platz binnen 6 bis 7 Tagen zu erreichen 
beabſichtige. Da ſich nun kaum vorausſetzen läßt, daß er ſich durch die ihm von 
von den Gefandten Englands und Frankreichs von Liſſabon aus zukommenden 
Vorſtellungen aufhalten laſſe, ſo fragt ſich, ob die Vorſchriften welche ſeine Re⸗ 
gierung ihm zuſchickt, ihn erreichen werden, bevor ſein Benehmen neue Konflikte 
herbeigeführt haben dürfte. 

Allerdings ift es demüthigend für die Spaniſchen Truppen, den Boden, auf 
welchem fie mit leichter Mühe Lorbeeren zu erringen hofften, nunmehr eiligſt wie⸗ 
er verlaſſen zu müſſen oder gar durch eine der vermittelnden Mächte zurückgetrie⸗ 
u zu werden. Auch find die Blätter der ultramoderirten Partei mit Verwün⸗ 
Klagen wegen dieſer Wendung der Dinge angefüllt. Im Kriegs⸗Miniſterium 


a 


waren bereits eine Menge von Beförderungen zu Geueralen und Oberſten ausge⸗ 
fertigt, die den Siegern als Lohn zu Theil werden ſollten. 

Der General⸗Capitain von Galicien hat noch einige kleine Plätze auf Portu⸗ 
gieſiſchem Gebiete beſetzt, feine Truppen jedoch nur bis an den Lima vorrücken 
laſſen. 

Hier beſchäftigt ſich die Königin damit, ihrem Hofſtaat eine neue Einrichtung 
zu geben. Die Kammerherren-Stellen ſollen ganz eingehen, und der 70jährige 
Ober⸗Hofmeiſter, Marquis von Santa Coloma, zugleich die Aemter des Ober⸗ 
Kammerherrn und Ober⸗Stallmeiſters übernehmen. Sämmtliche Hofdamen, Fräu⸗ 
lein und Kammerfrauen ſollen ebenfalls entlaſſen werden und dagegen mehrere 
junge Generale als Adjutanten zunächſt die Aufwartung bei der Königin haben. 

Das Blatt der Ultra-Moderirten, el Faro, ruft bei dieſer Veranlaſſung aus: 
„Was jetzt in Spanien vorgeht iſt dem, was in Kouſtantinopel ſtattfindet, nicht 
unähnlich.“ Dieſe Bemerkung erſcheint als ungegründet, meint man; denn die 
Palaſt⸗Beamten des Großherrn möchten ſchwerlich den Vergleich mit jenen Adju⸗ 
tanten aushalten. Die Königin beruft ſich übrigens darauf, daß ſie ihren Hof⸗ 
ſtaat nur auf Parifer Fuß einrichte. Sie iſt jetzt beſchäftigt, einen ſechsſpänni⸗ 
gen Zug feuriger Roſſe einzufahren, die ſie nächſtens, mit einer Hand die Zügel 
leitend, im Prado vorfahren wird a 

Der unglückliche Liebhaber der Jufantin Joſepha, Gubll, it endlich in Ca⸗ 
dir in Freiheit geſetzt worden und hat ſich von dort am 10. nach Rom eingeſchifft. 

Es heißt, der Neffe des Herzogs von San Lorenzo, welcher plötzlich aus 
dem Palaſt entfernt wurde, hätte dem General Serrano eine Herausforderung 
zugeſchickt. 

Der General-Capitain von Catalonien fährt fort, gefangene Karliſten und 
Perſonen, die verdächtig find, Verbindungen mit ihnen zu unterhalten, erſchie⸗ 
ßen zu laſſen. 

Portugal. 

London den 23. Juni. (B. H.) Die neueſten hier eingegangenen Be⸗ 
richte aus Liſſabon reichen bis zum 15. Juni Nachmittags und melden, daß 
ſich Sa da Bandeira mit dem Grafen de Mello, dem größten Theil ſeiner 
Offiziere und mehr als 300 Mann regelmäßiger Truppen in Setubal der Kö 
nigin unterworfen habe. Der Reſt ſeines Corps, meiſtens aus Guerillas 
beſtehend, hatte ſich ins Junere geworfen und man hielt es für möglich, daß die 
Inſurgenten verſuchen werden, in Evora und Algarbien noch Widerſtand zu leiſten. 
Durch die Unterwerfung Sa da Bandeira's kann indeß die Inſurrektion im Süden 
für erſtickt angefehen werden. Einigermaßen bedenklich ift dagegen die Lage der 
Dinge im Norden, denn die Junta von Porto hat die ihr mitgetheilte, 
von der Königin proklamirte Amneſtie verworſen und beharrt in ihren An⸗ 
ſtalten zum Widerſtande, der indeß augenſcheinlich ganz nutzlos fein würde. Con⸗ 
cha's Armee⸗-Corps, 10 — 12,000 Mann ſtark, befand ſich ſchon ganz in der 
Nähe von Porto, Saldanha und Cazal ſtanden mit mehr als 8000 Mann nur 
wenige Miles ſüdwerts vom Douro, Mendez Vigo mit dem zweiten Spaniſchen 
Corps war ſeit dem 7. in Viana, 37 Miles von Porto, die Barre des Douro 
war von der kombinirten Escadre blockirt, und Admiral Parker ſtand beim Ab- 
gaug der Nachricht von Liſſabon im Begriff, mit dem größten Theil feines Ge⸗ 
ſchwaders nach dem Douro abzuſegeln, um mit Nachdruck auf die Unterwerfung 
der Junta hinwirken zu können. Unter dieſen Umſtaͤnden ift für die Junta um fo 
weniger Hoffnung übrig, da die Königin auch ihren Unterhändler, den Marquis 
von Lonlé, der am 10. in Liſſabon eintraf, gar nicht vorgelaſſen, vielmehr jede 
Unterhandlung verweigert hat, während zugleich ein Miniſterial⸗Erlaß im Dia⸗ 
rio erklärt, daß die Amneſtie nicht vor völliger Unterwerfung der 
Junta und der übrigen bewaffneten Banden in Wirkſamkeit treten werde. 
Coimbra, Viſen und Guarda find von den Inſurgenten geräumt, und an meh⸗ 
reren Orten haben die Einwohner bereits entſchiedene Feindſeligkeit gegen die um⸗ 
herſtreifenden Guerillas⸗Banden kundgegeben. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Poſen. — In unſerem Zeitungsblatte vom 28. Juni (Nr. 147. S. 1040.) 
befindet ſich unter Anderem die Rede des Deputirten v. Jaraczewski zu Guns 
jten der Juden. Gedachte Rede iſt in der geſtrigen hieſigen polniſchen Zeitung 
(Nr. 149.) auszugsweiſe zu leſen. Zu der Aeußerung des Redners: „Unter 
Stanislaus Auguſt Poniatowski ging der Bekehrungseifer ſo weit, daß manche 
(jüdiſche) Familien, die chriſtlich wurden, den Namen und das Wappen ihres 
Tauſpathen auch den Adel erhielten“, wird darin folgende Bemerkung gemacht: 
„Dies kam unter dem Sächſiſchen Regenten durch die in dieſer Beziehung ge⸗ 
ſchehene Anwendung des Litthauiſchen Statuts auch auf die Kronländer vor, wurde 
aber ein Jahr vor der Thronbefteigung des Stanislaus Auguſt (Poniatowski) als 
ein völliger Mißbrauch abgeſchafft.“ 

Seit einigen Tagen erzählt man ſich, daß der von Berlin vor mehreren 
Monaten verſchwundene, ehemalige Herzoglich Braunſchweigiſche Hoſtoch Dr. 
Iſenſee, welcher, einer Todes-Annonce in den Zeitungen zufolge, bei Genf 
ertrunken ſein ſollte, lebendig und im beſten Wohlbefinden in Rio Joneito geſehen 
worden iſt. Man ſetzt die Nachricht hinzu, daß es dieſem Arzt, der neben ande⸗ 
ren Kenntniffen auch Sicherheit und Gewandheit. in der Framzeſiſchen und Engli⸗ 
ſchen Sprache beſitzt, dort ſehr bald gelungen ift, bei der Kaiserlichen Regierung 
den Poſien eines Landphyſikus oder Prineipalarztes in einer entfernten Provinz zu 
erhalten. 

l In dem Flecken Vaſſy in Frankreich ereignete ſich am 9. Juni das Unglück, 
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Seit einigen Tagen unterhandelt der Weimariſche Stadtrath wegen Anfaufs 
des ehemaligen Schillerſchen Hauſes, während er zugleich den Beſchluß 
gefaßt hat, daß kein Auswärtiger daſſelbe erwerben dürfe. 

In Danzig hat kürzlich eine 64 jährige Frau zum dritten Male und zwar 
einen 23jährigen Jüngling geheirathet. 


daß die Decke einer Stube in einem vor einem Jahre erſt erbauten und ſeitdem 
bewohnten Schulhauſe plötzlich einſtürzte, nachdem der größte Theil der 
Schüler ſo eben daraus entlaſſen worden war. Der Schulmeiſter, ſeine Frau, 
ſeine Tochter und fünf Kinder wurden unter den Trümmern der eingeſtürzten 
Decke begraben und als Leichen hervorgezogen. 


* ® 2 22 9 
Meinen Freunden zur Beruhigung! 
Sieben Jahre hindurch habe ich dem Senator-Kaſtellan, Herrn Grafen Johann Nepomue Ladislaus Bielinski gedient — während deſſen 
fünfjähriger Abweſenheit war durch General-Vollmacht fein ſämmtliches Habe meiner Treue anvertrauet. — Entlaſſen trete ich heute aus ſeinen Dienſten — 
daß mein Scheiden ein Ehrenvolles ſei — dieſe Beruhigung glaubte ich, durch Mittheilung unten folgender dreier Dokumente, meinen Freunden gewähren 
u müſſen. dh | 1 5 
* * eitle Oſtentation verleitet mich, dieſe Dokumente der Oeffentlichkeit zu übergeben. — Nimmermehr! — Nur, weil ich ſo glücklich geweſen, daß 


mein Streben ſelbſt in weiteren Kreiſen nicht ganz unbeachtet geblieben, will ich die Achtung redlicher Mitbürger — die theure, mühſame Errungenſchaft 
einer fünfjährigen Arbeit — auch ferner mir ſichern, will dieſes mein höchſſes Gut denen im Finſtern einherſchleichenden Böſen nicht zur Beute werden laſſen. 


Am 1. Juli 1847. Adolph Julius Lichtenſtädt. 
I. 


Unter heutigem Dato hat Herr Adolph Julius Lichtenſtädt, nachdem er nach meinem Wunſche fünf Jahre hindurch meine Geſchäfte als Gene⸗ 
rul⸗ Bevollmächtigter zu meiner Zufriedenheit geführt, die beiden Vollmachten vom 5ten Juli 1842 und vom Sten Juni 1844 zu meinen Händen zurückgegeben, 
ſo daß von heute ab ſeine Function als mein General-Bevollmächtigter erlsſchen, alle bis zum geſtrigen Datum aber von ihm in meinem Namen eingegangenen 
Verbindlichkeiten vollkommen Kraft und Gültigkeit behalten und von mir hierdurch ausdrücklich beſtätiget werden. Ah 

amigtkowo, den erſten April Eintauſend Achthundert und Siebenundvierzig. 1 nn, 

Ban 8 (L. .S5) Johann Nepom. Ladislaus Graf v. Bielinski. 


II. 

J’atteste par la présente que Mr. A. J. Lichtenstädt, ayant été engagé en qualité de Secretaire a élé muni pendant mon voyage en Italie 
un pleinpouvoir general; il a géré mes affaires pendant ce temps jusqu’a la dale d’aujourd’hui A ma plus grande satisfaction et contentement. — 
C’est avec regret, que devant affermer mes terres, fai du me separer d'un employé qui mérite les plus grauds eloges, qui a sü meriter Toite ma 
confiance et qui la justifie par la plus grande probité, par une loyaute sprouyde par une delieatesse et un point d’honueur qui egale son Zeide et 
qui est aussi aclöf, devoue el parfaitement entendu dans les affaires. Son annde finissant à la St. Jean prochaine, 
ou le I. Juillet 1847, premier Juillet mille huit Cent quarante sept, il continuera à gerer jusqu'à ce terme l’administration des terres de Pamigtkowo 


et dependances. 


I 


Pamigikowo, le premier Avril 1847. 


Jean Ladislas Comte de Bielinski, 


ancien Senateur Cästellan du royaume de Pologne, proprietaire des terres de Pamigtkowo et dependances. 


III. 


Nachdem Herr Adolph Julius Lichtenſtädt heute ſämmtliche Rechnungen und Beläge der General-Kaſſe mir übergeben, die er vom dreizehnten 


Juli Eintauſend Achthundert und Zweiundvierzig ab er 
demſelben hierdurch über den Empfang dieſer Papiere und dechargire ihn vollſtändig über die aus derſelben hervorgegangenen Geſchäfte. 


geführt, in Folge der von mir empfangenen General- Vollmachten, fo quittice ich 


Poſen, den 13. Juni 


1847. Auch habe ich heute die aus der Rechnung noch rückſtändigen dowod. Komiss. Likwyd. im Betrage von 699 poln. Gulden und 11 Gr. richtig heute 
Johann Ladislaus Graf Bielinski. 


empfangen, worüber ich ebenfalls quittire. 


Senator-⸗Kaſtellan des Königreichs Polen. 


Bei meiner Abreiſe von hier nach Breslau un- 
terlaſſe ich nicht, allen den geehrten Bewohnern 
Poſens, mit denen ich in Verbindung geſtanden 
und die mir Güte und Wohlwollen erwieſen und es 
redlich mit mir gemeint haben, mich Beſtens zu em⸗ 
pfehlen und ihnen ein Lebewohl zu ſagen, und ſie 
zu bitten, in ihrer guten Meinung mich zu behalten. 

v. Blankenburg, 
Oberſt⸗Lieutenant. 


Edictalladung. 

Der am 13ten Februar 1796 zu Schwano witz 
geborne Johann Gottlieb Scholz, Sohn des 
zu Loſſen geſtorbenen Kreiſchmers Sch olz, der ſich 
im Frühjahr 1837 von feinem Wohnorte Loſſen 
angeblich nach Poſen entfernt hat, ſo wie ſeine et⸗ 
wanigen unbekannten Erben und Erbnehmer werden 
hiermit vorgeladen, ſich entweder 

am 7ten April 1848 
bis ſpäteſtens Nachmittag 5 Uhr in dem Gerichts⸗ 
Zimmer zu Loſſen, Kreis Brieg in Schleſten, 


oder vorher ſchriftlich oder mündlich in der Gerichts⸗ 


Kanzlei zu Löwen zu melden und weitere Anwei— 
fung zu gewärtigen. 

Sollte ſich bis zum 7ten April 1848 Niemand 
gemeldet haben, ſo wird der Johann Gottlieb 
Scholz für todt erklärt und fein zuruͤckgelaſſenes 
Vermögen den bekannten Erben, welche ſich als fol- 
che legitimiren, ausgehändigt. 

Löwen, den 8. Juni 1847. 

Gerichts-Amt der Herrſchaft Loſſen. 
(gez.) Müller, i. V. 


Die Gläubiger des verſtorbenen Gutsbeſitzers 
Vladislaus v. Rutter auf Staykowo, benach- 
richtigen wir: daß wir den Nachlaß zu theilen be⸗ 
ſchloſſen haben. Wir fordern ſie daher auf, ſich 
bei unſerm Generalbevollmächtigten, Juſtizkommiſ⸗ 
ſarius Krauthofer zu Pofen zu melden. 

Poſen, den 28. Mai 1847. 

Anton Wohkowski, i 

Nepomucena Kaulfuß, geborne v. 
Ritter, 

Wilhelm Kaulfuß, N 

Michalina chs, geb. v. Rut ter, 

Dr. Johann Earl Adolph Fuchs. 


Soi e i. 
Die Ziehung der Iſten Klaſſe 96ſter Lotterie findet 
am Titten Juli ec. ſtatt. Looſe dazu find vorrä⸗ 
thig bei Fr. Bielefeld. 


Polniſchen Pfandbriefen be= 
A. Re mu s. 


Neue Coupons zu 
ſorgt ſo wie früher 


Ein unverheiratheter Wirthſchafts-Veamter aus 
Schleſien, mit guten Atteſten verſehen, ſucht ein bal: 
diges Unterkommen. Zu erfragen Hotel de Po- 
logne No. 7. 

Ein unverheiratheter Förſter, der ſeiner Militair⸗ 
pflicht genügt, Examen im Forſt- und Jagdweſen 
abgelegt, und mit guten Zeugniſſen verſehen iſt, 
ſucht baldigſt ein Unterkommen. Zu erfragen im 
Hotel de Pologue. 


Wagen - Verkauf. 
Friedrichsſtraße No. 23. ſteht ein faſt neuer, halb 
und ganz gedeckt zuzumachender breitſpuriger Kutſch⸗ 
wagen mu Feuſtern, leicht und gut in Breslau ges 
arbeitet, wegen Veränderung zu verkaufen. Käufer 
wollen ſich im Iſten Stock daſelbſt Auskunft holen. 


Eine Wohnung von 3 Zimmern, Kuͤche und 
Holzgelaß it Graben No. 38. von Michaeli ab zu 
vermiethen. Das Nähere daſelbſt zu erfragen bei 
Bielefeld. 


Zu verkaufen 
1) Haus mit Garten, Gerberſtraße No. 5. (Ein⸗ 
kauf 2500 Rthlr.); f 
2) Haus mit Garten und Bade-Anſtalt (Einkauf 
2000 Rthlr.); N 
3) Land- und Schankwirthſchaft am Eichwalds⸗ 
wege „zur Eiche“ (Einkauf 400 Rthlr.); 
4) Verdychower Gaſtwirthſchaft (E. 500 Rtlr.); 
5) ein Paar Stuten nebſt Fohlen. 
Nähere Auskunft beim Eigenthümer, Nro. 5. der 
Gerberſtraße. ˖ 


Eine Wohnung, befichend aus Wohnſtube, Schlaf⸗ 5 


Kabinet und Küche, ſo wie Holzſtall und Keller iſt 
fofort kleine Gerberſtraße No. 9. auf dem Hofe, ſehr 
billig zu vermiethen. N * * 


Im Gebhard ſchen Haufe, Halbdorfſtraße, iſt 
der erſte Stock, ſo wie einzelne Stuben, mit oder 
ohne Möbel zu vermiethen. 


St. Martinſtraße No. 25. und 26. find von Mi⸗ 


chaeli d. J. ab in allen Etagen große und kleine 


Wohnungen zu vermiethen; erforderlichen Falls 
auch Pferdeſtall und Wagenremiſe. 


Friſche Ananas aus Radofewo find jetzt täglich 
zu haben Martinsſtraße No. 78. eine Treppe hoch. 


Motards künſtliche Wachslichte, wie auch ächte 
Hamburger Cigarren empfiehlt zu den billigſten 
Preiſen die Handlung J. Mrowien 559 


alten Markt No. 
Meffinaer Citronen, das Dutz. 15 Sgr. bei 
J. Ephraim, 
Waſſerſtraße No. 2. 


Schilling. 


Von heute ab täglich: Want DIBERBELDE, 
5 a u. 


Getreide-Marktpreiſe von Poſen, 
den 30. Juni 1847. Preis, 


En mm rn 

(Der Scheſſel Preuß.) RICH AE 10 4 
Weizen d. Schſt. zu 16 Mrs. ee Nenn 
4| 17| 9 9 

5 


Roggen dito 4 4| 17 
Geißt „.. 2 24/5 31 4 
NT e, 1124 5 Dpa 
Buchweizen 22010 311 
Cehſen g „ n da 44221 3.:-5henl.. 
Sostätelit... „..... er 1 0 — 11145 
eu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 20.— — 25— 
troh, Schock zu li Pf. 6 U E 
Butter das Faß zu 8 PfbBb. 1 15— 1 20 


(Gerz zwel Beilagen.) 


#150. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 1. Juli 1847. 
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Landtags ⸗ Angelegenheiten. 
- Sitzung der eee e am 19. Juni. 
Schluß.) 8 
1 e Der Antrag des Grafen von Kielmannsegge hat ſchon 
orderliche Unterſtützung gefunden, und ich bin bereit, ihn zur Abſtim⸗ 
mung zu bringen. 

Graf Arnim: Die Faſſung, die ich mir in Betracht der ſtattgefunde⸗ 
nen Distuſſton vorzutragen erlauben wollte, unterſcheidet ſich in der Sache 
Pa 9 ee N von Seiten des Grafen von Kielmannsegge 

irt und in der Anſicht vieler Mitglieder iſt; nur in der Form wei 
ſie ab. (Verlieſt ſein Amendement.) l 5 eee 
„Marſchall: Wir werden entnehmen, ob dieſer Vorſchlag die geſetz⸗ 
liche Unterſtützung von ſechs Mitgliedern findet; da dies geſchehen iſt, fo wird 
er eventuell gleichfalls zur Abſtimmung kommen. 

Graf Arnim: Es wird vielleicht eine Vereinigung dahin zu treffen ſein, 
daß der Tenor des Antrages unverändert ſtehen bleiben, wie er von dem 
65 117 d er worden iſt, und nur der Eingang ges 

werde: „In Betracht u. ſ. w.“ Als Eingangsform ſcheint dieſer Vor- 
ſchlag unbedenklich. 

Marſchall: Das Einverſtändniß zwiſchen beiden Antragſtellern beſteht; 
der eine Antrag iſt zurückgezogen, oder es iſt vielmehr der Beitritt zum erſten 
erklärt worden, und wir kommen alſo zur Abſtimmung über den Vorſchlag 
des Grafen von Kielmannsegge, welcher jetzt noch einmal zu verleſen iſt. 
Dies geſchieht ſeitens des Referenten.) Wir kommen nunmehr zur Ab⸗ 
ſtimmung, und diejenigen, welche dem Antrage beiſtimmen, haben dies durch 
Aufſtehen zu erkennen zu geben, (Die Frage wird mit 36 gegen 30 Stim⸗ 
3 bejaht, aber r mit der erforderlichen Majorität.) Wir 

ommen nun zu Punkt 8 

Referent v. Keltſch: „VIII. Der achte Antrag der Kurie der drei 
Stände enthält die Bitte: daß Se. Majeſtät mit Ruckſicht auf die bereits 
formirten, allerunterthänigſten Anträge, und namentlich auf die zugeſicherte 
Wieder⸗ Einberufung des Vereinigten Landtages innerhalb vier Jahren, die 
Wahlen zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und zu der ſtändiſchen Deputation 
für das Staatsſchuldenweſen für jetzt ausſetzen zu laſſen Allergnädigſt geruhen 
mögen Die Majorität mit 9 Stimmen hat ſich für den Beitritt zu dieſer 
ee die ſie 91 7 5 e ee e der früheren Beſchlüſſe 

etrachtet, für welche ſie ausſprechen zu müſſen geglaubt hat. Gegen 
den Beitritt hat ſich die Minorität mit 3 Stimmen ausgeſprochen, gleichfalls 
in Konſequenz der yon Abſtimmungen.“ i ! 

Graf Arnim: Es ſcheint mir, daß der Antrag der Abtheilung, der ſich 
dem Antrage der Kurie der drei Stände anſchließt, eben in Beziehung auf 
den heute gefaßten Beſchluß eine de en d 1050 1 zwar 
ganz in dem Sinne, wie wir von dem Königlichen Herrn Kommiſſar bereits 
4 haben. Ich glaube, er würde dahin zu formuliren fein: „Dem 
Antrage der Kurie der drei Stände dahin beizutreten, daß Se. Majeſtät, 
mit Rückſicht auf die bereits formirten allerunterthänigſten Anträge und na⸗ 
mentlich auf die zugeſicherte Wiedereinberufung des Vereinigten Landtags 
innerhalb 4 Jahren, bis zur Allerhöchſten Entſcheidung über jene Anträge, 
die Wahlen zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und zu der ſtändiſchen Deputa⸗ 
tion für das Staatsſchuldenweſen für jetzt 1 zu laſſen ae e 

eruhen mögen.“ Darin liegt die Bitte, die Wahl fo lange ausſetzen zu laſ⸗ 
1 55 Se. Maj. darüber entſchieden haben, inwiefern Sie auf unſere Bit⸗ 
ten einge oder nicht. 

999 770 all: Es iſt zunächſt erforderlich, zu ermitteln, ob der Vorſchlag 
die geſetzliche Unterſtützung findet. (Wird ausreichend unterflügt.) 

Referent v. Keltſch: Als Referent halte ich es für ganz unbedenklich, 
daß der e 5 ae mit dieſem Amendement zuſammengezogen, zur 

immung gebracht werde. 5 
e galt: Da keine entgegenftchende Bemerkung erfolgt, fo kommen 
wir zur Abſtimmung, und diejenigen, welche dem ſo gefaßten Antrage der 
Abth. beiſtimmen, würden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. Der An⸗ 
trag wird von mehr als zwei Dritteln der Stimmen angenommen. Wir 
kommen nun zur Berathung 117 Pi OHR, 1 von An 510 Kurie 
i inen Antrag au ertagung des Landtages herübergekommen 
e Grafen Ga au Stolberg, Ben Aeon en 1 
f t Graf Botho zu Stolberg: Es iſt eine allerunterthänigſte 
Siet WR Rue 1 drei "Stände wegen Vertagung des Landtags an die 4. 
Abth. der Herren⸗Kurie abgegeben worden; es iſt aber darüber kein beſonde⸗ 
res Referat ausgearbeitet worden, 1 55 N liegt u eg 5 

3 Sache bei, indem die Abth. nicht glaubte, dieſe Bitte um Verka⸗ 
tr 80 A bei der hohen Kurie befürworten zu können. 

Marſchall: Da keine Bemerkung gemacht wird, ſo kommen wir zur 
Abſtimmung. Es würden alfo diejenigen, die dem Antrage der Abth. beitreten 
wollen, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Es erhebt ſich eine Majo⸗ 

ät dafür. iſt alſo der Bitte der Kurie der drei Stände nicht beigetre⸗ 
rität dafür.) Es iſt alſo de \ R 
ten. Es iſt nicht erforderlich, noch weitere Gegenſtände zur Berathung zu 
bringen, da nur wenig vorliegt, was ſchon angezeigt ift, und in der Sitzung 
am Montage wird erledigt werden können. Die nächſte Sitzung wird alſo 
am Montag um 10 Uhr ae e iſt geſchloſſen. 
(Schluß der Sitzung 34 Uhr. 


ung der Kurie der drei Stände am 21. Juni. 
u 7 beginnt um 10 Uhr 20 Min unter dem Vorſitz des Hrn. 


Marſchalls v. Rochow. Verleſung des Protokolls durch den Herrn Setretair 
. ⸗Dolffs. — 
: 5 0 Findet ſich gegen das Protokoll etwas zu bemerken? 
(paufe.) Es iſt nichts bemerkt worden, das Protokoll iſt daher angenommen. 

inige Gegenſtände find mir wieder zur Bevorzugung, bei der Berathung 
empfohlen worden, namentlich das Gutachten über die Ablösbarkeit der Jagd⸗ 
erechtigkeit und die Abſchätzung der Wildſchäden und das Gutachten über die 
e Sofern die hohe Verſammlung nichts dagegen hat, werde 
ich dieſe Gegenſtände vorzugsweiſe auf die Tagesordnung bringen. Der Oerr 
Abg. Heinrich hat mir angezeigt, daß eine Dankadreſſe an den Vereinigten 


— 
8 


Landtag von der freien evangeliſchen Kirchen⸗Gemeinde zu Königsberg einge⸗ 
gangen ſei. Dieſe Dankadreſſe kann der Landtag als ſolcher nicht annehmen, 
da nach F. 19. des Geſetzes vom 3. Februar d. J. den Abg. keine Aufträge 
an denſelben ertheilt werden dürfen. Ich habe jedoch in Uebereinſtimmung 
mit dem genannten Herrn Abg. veranlaßt, daß die Adreſſe im Sekretariat 
niedergelegt iſt, und daß alle Mitglieder, welche ein Intereſſe daran nehmen, 
ſie dort einſehen können. Ich erſuche den Herrn Abg v. Mylius, die abge⸗ 
faßte Bitte, betr. den baldigen Erlaß einer Militair⸗Kirchen⸗Ordnung und 
Anſtellung von katholiſchen Militair⸗Geiſtlichen ꝛc. vorzutragen. j 

Ab. Frhr. v. Mylius: (lieſt den betreffenden Entwurf vor) An Se. 
Maj. die unterthänigſte Bitte zu richten, Se. Königl. Maj. wolle geruhen, 
den baldigen Erlaß der in Ausſicht geſtellten Militair⸗Kirchen⸗Ordnung Als 
lerhöchſt zu verordnen.“ 

Marſchall: JR gegen dieſen Entwurf etwas zu bemerken? (Pauſe.) 
Da dies nicht geſchieht, ſo nehme ich an, daß derſelbe acceptirt iſt. Wir 
kommen nunmehr zur Tagesordnung, und zwar zunächſt zu dem Vortrage 
des Gutachtens, betreffend die Aufhebung des Geleitzolles auf fremde Juden. 
Ich erſuche den Herrn Abg. Wodiczka, als Referenten, das Gutachten vor⸗ 
zutragen. - N 

Referent Wodiezka (lieft das Gutachten der erſten Abtheil., betr. die 
Petition des Abg. Hirſch wegen Aufhebung des Geleitzolles auf ruſſiſche und 
polniſche Juden, vor): „Nach der Anſicht des Petenten iſt dieſe Abgabe weder 
zeitgemäß noch gerecht und eine Schmach für die Menſchheit. Sein Antrag 
geht daher dahin: Se. Maj. allerunterthänigſt zu bitten: 1) mit der ruſſt⸗ 
ſchen Regierung wegen Aufhebung dieſes Zolles in Verbindung zu treten; 2) 
im Falle der Vereinbarung den hieſigen Geleitszoll aufzuheben; 3) ſonſt aber 
im Wege der Reciprozität alle ruſſiſche und ruſſtſch-polniſche Juden beim Ein⸗ 
treten über die preußiſche Grenze mit einem gleich hohen Zolle belegen zu wol⸗ 
len.“ Die Abth. iſt der Anſicht, daß es nicht an der Zeit ſei, Se. Maj. zu 
bitten: mit der ruſſiſchen Regierung wegen Aufhebung dieſes Zolles in Ver⸗ 
bindung zu treten, ſie glaubt vielmehr, daß wir zu unſerem Gouvernement 
das Vertrauen haben können, es werde bei ſich darbietender Gelegenheit die 
ruſſiſche Regierung zu veranlaſſen ſuchen, den Geleitszoll, welchen auswärtige 
Juden in Rußland zahlen müſſen, aufzuheben. Die Abth hat daher einſtim⸗ 
mig beſchloſſen, dem Landtage vorzuſchlagen: „an Se. Maj. die allerunter⸗ 
thänigſte Bitte zu richten, jede Abgabe, welche ruſſiſche Juden beim Eintritt 
in die preußiſchen Staaten zahlen müſſen, aufheben zu wollen.“ 

Abg. Hanſemann: Ich ſchlage vor, daß in der Petition ſtatt der 
Worte „ruffifhe Juden dc.“ geſetzt werde: „Juden als ſolche“; dann 
iſt das Petitum allgemein, und es kommt nicht mehr darauf an, von wel⸗ 
chem Punkte der Grenze aus die Juden in das Land kommen. . 

Marſchall: Wird dies Amendement unterſtützt? (Wird hinreichend 
unterflügt.) Diejenigen, welche die Frage bejahen, bitte ich aufzuſtehen. (Dies 
geſchieht.) Es iſt mir Sicherheit zu überſehen, daß zwei Drittel der Stimmen 
vorhanden ſind. Wenn die Zählung nicht verlangt wird, ſo braucht dieſelbe 
nicht vorgenommen zu werden. — Das zweite Gutachten betrifft mehrere 
Gnadengeſuche. Der Herr Abg. v. Nordeck iſt Referent. 

Referent Frhr. v. Nordeck (lieſt vor): 

Gut a ch t e n 
K 


€ 
fünften Abth. der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtags, 


betreffend die Petitionen 1) des Abg. Reichard aus Neuwied auf Befürwor⸗ 
tung eines Gnadengeſuches für die politiſch Irregewordenen in unſerem Staate, 
2) der Abg. Milde und Germershauſen um Begnadigung derjenigen politi⸗ 
ſchen Verbrecher, welche durch Rede oder Schrift gefehlt haben, 3) des Abg. 
Flemming aus Geilenkirchen auf Amneſtie derjenigen preußiſchen Unterthanen, 
welche ſich an den letzten Unruhen in den ehemaligen polniſchen Provinzen 
betheiligt haben. Die vorliegenden drei Petitionen, obwohl in der Ausdeh⸗ 
nung deſſen, was fie begehren, ſehr verſchieden, haben doch das mit einander 
gemein, daß fie ſämmtlich ein Gnadengeſuch für politiſche Vergehen und Ver⸗ 
brechen beabſichtigen. Es wurde daher zweckmäßig befunden, alle drei mit 
einer Verichterſtattung zu umfaſſen. Gleichwohl erſchien es angemeſſen, wegen 
der Verſchiedenheit des Umfanges ſowohl, als auch wegen der verſchiedenen 
Kategorieen politiſcher Vergehen und Verbrechen, für welche die, Königliche 
Gnade erbeten werden ſoll, jede Petition einzeln zu behandeln. A 1. Es 
wurde daher zuerſt als die umfaſſendſte die Petition des Herrn Reichard zum 
Vortrage gebracht, da, im Fall der Befürwortung derſelben, die Berathun 
der beiden anderen Anträge überflüſſig erſcheinen würde, indem das, was dieſe 
bezwecken, in dem erſten, weitumfaſſenderen Antrage bereits enthalten iſt. Die 
Abth., nachdem ſie die Motive und Entwickelungen der in Rede ſtehenden 
Petition gehörig geprüft hatte, verkannte die gute, hauptſächlich durch phi⸗ 
lanthropiſche Beſtrebungen unterſtützte Abſicht des Herrn Antragſtellers nicht, 
war jedoch der Meinung, den Antrag ſelbſt aus folgenden Gründen nicht zu 
befürworten. 4 

Marſchall: Die Abth. hat den Antrag nicht befürwortet, und es fragt 
ſich, ob er in der hohen Verſammlung Unterſtützung findet. Er wird nicht 
unterſtützt, kann alſo nicht zur Berathung kommen. 0 

Referent Nordeck: Ad 2. Die Abth. ſchritt hierauf zur Prüfung des 
Antrages der Herren Milde und Germershauſen, dahin gerichtet, daß es 15 
hohen Verſammlung gefallen möge, an Se. Majeſtät die ehrfurchtsvolle 8 5 
zu richten: allen denjenigen, welche durch Rede oder Schrift der Strafe 25 
Geſetzes verfallen, entweder ihre Strafe bereits in Kerkern abbüßen 9 10 
Beſtrafung entgegenſehen, die Allerhöchſte Begnadigung zu Theil wer 
laſſen. i e be 

Marſchall: Auch dieſen Antrag hat die Abth. ub Fei in der hoben 
er daher zur Berathung eh 9 065 5 16 4 

erſammlung Unterſtützung findet? geſchi N ; 

7 ee ER, r Ad 3. Der auf Amneſtie für nat 1 
Unterthanen, welche ſich bei den letzten Unruhen in — gie als po ie 
Ne Pin 1. Pe d it dite dem Zuge des Herzens 
das innigſte Mitgefühl, und wenn die tien einftimmig id der wärme 
hätte folgen dürfen, ſo möchte wohl die Petition Verfi 945 bei näherer 
ſten Unterſtützung zu erfreuen gehabt haben. Die Verſammlung A 
Ueberlegung e es ſich auch nicht berhehlen, wie mißlich es ſei, ſchon jetzt, 


1068 


* 


ie Unterſuchungen noch ſchwebten, bevor ſich das Maß der Straffällig⸗ 
keit Wen 15 ſchon ne Bitte um vollſtändige und allgemeine Be⸗ 
gnadigung an den Thron gelangen zu laſſen. Gleichwohl konnte die 1 
fi aber auch nicht enthalten, ſo ſehr fie die Creigniſſe beklagen, und hp 
Tendenzen, durch welche dieſelben hervorgerufen, verwerfen muß, ihr die ſich 
warmes Mitgefühl für ihre polniſchen Brüder an den Tag zu legen, die ſt 
bemühen werden, ſich der deutſchen Nationalität immer enger 1 
um als Söhne deſſelben heiligen Vaterlandes, dem wir Alle vom 8 1 
zur Saar angehören, mit offenen Armen von uns aufgenommen zu werden. 
Die Abth. hielt es außerdem auch noch für ihre Pflicht, Sr. Majeſtät offen 
und unzweideutig die Gefühle darzulegen, welche für jene Unglücklichen 10 
ganzen Volke ſich regen, und faßte nach reiflicher Erwägung den einſtimmi⸗ 
gen Beſchluß: in dem an den Vereinigten Landtag über die Petition zu er⸗ 
flattenden Berichte ſich dahin auszuſprechen, daß der Antrag ihre Theilnahme 
in hohem Grade erregt, und daß ſie ſich verpflichtet fühte, denſelben dahin zu 
unterſtützen, daß bei der hohen Verſammlung 1 werde, an Se. Maj. 
die ehrfurchtsvollſte Bitte zu richten, bei den nach geſchloſſener Unterſuchung 
ſchuldig Vefundenen nach Möglichkeit Gnade walten zu laſſen. Es wird 
ſchließlich noch bemerkt, daß die in der Verſammlung anweſenden Abg. aus 
der, Provinz Poſen ſich von fo ſchmerzlichen, fie fo nahe berührenden Erin⸗ 
nerungen ergriffen fühlten, daß ihr Zartgefühl ſie veranlaßte, ſich aller Theil⸗ 
nahme an der Diskuſſton ſowohl, wie an der Abſtimmung, zu enthalten. 
Dieſelben ſprachen jedoch ihren innigſten Dank für die aufrichtigen Beweiſe 
der Theilnahme und des wärmſten Mitgefühls, welche ſich für die Unglück⸗ 
lichen aus ihrer Provinz in ſo hohem Grade ihnen kundgegeben, gegen alle 
Mitglieder der Verſammlung aus. Bevor wir in diefer Sache weiter ſchrei⸗ 
ten, ſei es mir erlaubt, eine Bitte an die hohe Verſammlung zu richten. Die 
Bitte möchte kühn erſcheinen, welche ich der hohen Verſammlung vortragen 
werde, aber das Eigenthümliche des Falles, den wir behandeln, möge mich 
entſchuldigen. Wir haben hier in unſerer Verſammlung ebenfalls Repräfen- 
tanten der Provinz Poſen, welche der vorliegende Fall fo nahe betrifft, denn 
es iſt wohl keinem Zweifel unterworfen, daß vielleicht die nächſten Anver⸗ 
wandten der unter uns anweſenden polniſchen Brüder unter den in Unterſu⸗ 
chung gezogenen Polen ſich befinden. Wenn es nun ſchon in der Abth. den 
anweſenden Gliedern dieſer Provinz aus Zartgefühl nicht möglich erſchien, 
ſich in die Diskuſſlon mit einzulaſſen, fo glaube ich, daß hier vielleicht noch 
ein höheres Maß deſſelben Gefühls vorherrſchen wird bei den Vertretern der 
Provinz Poſen. Nun nehmen Sie an, meine Herren, wenn ſich vielleicht 
unter uns welche befinden, welche die von der Abth. vorgeſchlagene Bitte an 
des Königs Majeſtät nicht unterſtützen wollen, ſondern beabſichtigen, daß die 
ganze Bitte unterbleiben möge, wie ſchmerzlich das den Vertretern dieſer Pro⸗ 
vinz ſein würde! Es ſei mir daher erlaubt, meine Herren, die kühne Bitte 
an Sie zu richten, wenn es möglich iſt, den Vorſchlag, wie ihn die Abtheil. 
die Ehre ſich giebt, Ihnen anzuratben, nicht zu diskutiren. (Lebhafter Bravo⸗ 
ruf und vielſeitiges Rufen nach Abſtimmun 85 

Marſchall: Ich für meine Perſon ſchließe mich dem Vorſchlage voll⸗ 
ſtändig an, und ſofern die hohe Verſammlung nichts dagegen hat, werde ich 
ſogleich zur Abſtimmung verſchreiten. (Es ertönt von allen Seiten das leb⸗ 
hafteſte Ja.) Ich frage alſo, ob der Antrag der Abth. angenommen werden 
ſoll? — So viel ich überſehen kann, iſt er einſtimmig angenommen. (Es er⸗ 
ſchallt der enthuſtaſtiſche Ruf: Einſtimmig! Einſtimmig!) 

Abg. v. Potworowski: Empfangen Sie, meine Herren, den Ausdruck 
unſeres innigſten Dankes für die Theilnahme, welche ſie denjenigen unſerer 
Landsleute ſchenken, die ſich ſeit 16 bis 20 Monaten in Unkerſuchungshaft 
befinden und jetzt vor Gericht geſtellt werden ſollen, wie nicht weniger für die 
Sympathie, welche Sie im Allgemeinen uns bewieſen haben Es iſt ein wich⸗ 
tiger Moment, in dem das edle deutſche Volk bei ſeiner nationalen Entwik⸗ 
kelung ſeinen polniſchen Brüdern dieſe unzweideutige Zuneigung zu erkennen 
giebt. Seien Sie feſt überzeugt, daß auch wir Polen die offenen biederen 
Deutſchen immer nach ihrem ganzen Werthe geſchätzt und hochgeachtet haben. 
Obgleich wir in dieſer hohen Verſammlung meiſt nur eine paſſive Haltung 
angenommen haben, ſo wie ſie uns durch unſern nationalen Standpunkt an⸗ 
gewieſen war, ſo hoffe ich dennoch, daß Sie, meine Herren, die vollkommene 
Ueberzeugung erlangt haben, was für einen hohen Werth wit auf Ihre 
volksthümliche Entwickelung legen, wie hoch wir denfelben auch in Beziehung 
auf uns anſchlagen, denn ein Volk, welches die eigene Nationalität zu wür⸗ 
digen weiß, kann auch die eines anderen Volkes nicht beeinträchtigen wollen. 
Deshalb wünſchen wir Ihnen, meine Herren, und uns Glück zu dem neuen 
politiſchen Leben. N 

Als der Abg. v. Thadden die Reduerbühne betreten will, giebt ſich in 
der Verſammlung heſtiges Lärmen zu erkennen; als derfelbe ade die Red⸗ 
nerbühne betritt, fängt die Verſammlung zu trommeln an, fo daß von Selten 
des Herten Marſchalls ein ſtarkes Geläute erfolgen muß.) 

Marſchall: Es folgt nunmehr das Gutachten, betreffend die Petitionen auf 
Preßſreiheit und Erlaß eines Preß⸗Strafgeſetzes. Referent iſt der Hr. Abg. v. Wedell. 
A en v. Wedell nel dieſes Gutachten vor.) Es lautet: „Der 

ak En 6055 des jetzt Vereinig en Landtags find 15 Petitionen, die Preßge⸗ 
fengebung betreffend, zur Begutachtung überwiefen worden. Diefe 15 Petl⸗ 
tienen enthalten, zuſammengefaßt, folgende Anträge: J. den Antrag auf voll⸗ 
ſtändige Aufhebung aller Cenfur; II. den Antrag auf Erlaß eines Preß⸗Straf⸗ 
geſetzes mit dem ſpeziellen Verlangen einzelner Petenten, daß daſſelbe auch 
zugleich dem Landtage zur Berathung vorgelegt werden möge ; III. den Ans 
trag auf Aufhebung der Veſtimmung, daß Bücher von mehr als 20 Bogen 
24 Stunden vor ihrer Ausgabe der Poltzei⸗Behörde vorgelegt werden müſſen; 

gg - 
und IV. den Antrag, die Preßvergehen Geſchwornen⸗Gerichten zu überweiſen. 
Von Seiten des Gouvernements würden der Abth. mit Hinweiſung auf die 
Verhältniſſe Preußens zum deutſchen Vunde folgende Mittheilungen gemacht: 
Es habe Se, Mafeſtät det König längst erkannt, daß das bisher in Bezug 
auf die Preſſe beobachtete Pfaventto⸗Göſten gegen die Mißbräuche der Preſſe 
keinen genügenden Schutz gewähre, und daß dieſes Syſtem mit großen Uebel⸗ 
fländen verbunden dei; es fei jedoch nicht möglich, für Preußen augenblicklich 
und durch einen beſtimmten und entſcheidenden Schritt zu dem Repreſſtv⸗Sy⸗ 
ſtem überzugehen, da fremde und einhelmiſche deutſche Literatur nicht zu tren⸗ 
nen feien und eine gempiſe Gemeinfhaft de Bundes und deſſen Solidarität 
anerkannt werden müſſe. Es ſei bei der Bundes⸗Verſammlung bereits eine 


Reviſton der Bundesgeſetze über das Cenſurweſen und ihrer Handhabung in 
den ee Staaten im Gange; die Regierung Sr. Majeſtät des Königs 
arbeite dabei darauf hin, Preßfreiheit unter Erlaß eines Preß-Strafgefeges 
gewähren zu können und die in der Bundesgeſetzgebung liegenden Hinderniſſe 
zu beſeitigen. — Die Verhandlungen ſeien aber noch nicht ſo weit vorge⸗ 
ſchritten, daß ſchon jetzt ihr Reſultat mitgetheilt werden könnte. Die Abth. 
erkannte bei näherem Eingehen auf die vorgelegten Petitionen einſtimmig an, 
daß dieſelben nur die „Deutſche Literatur“ im Auge haben, und daß es ſich 
ſonach bei den Beziehungen Preußens zum deutſchen Bunde hier um eine all⸗ 
gemeine deutſche Angelegenheit handle. Ferner war die Abth. einſtimmig der 
Anſicht, daß es nicht nöthig ſei, auf die in den Petitionen für Preßfreiheit 
angeführten Gründe näher einzugehen, da die angeführten Gründe dieſelben 
ſeien, welche ſchon oft zur Sprache gebracht wären und ſo als allgemein be⸗ 
kannt vorausgeſetzt werden könnten. Auch darüber war die Abth. einig, daß 
es nach den Mittheilungen des Gouvernements über die Lage der Verhand⸗ 
lungen über die Preß-Angelegenheit bei dem hohen Bundestage es nicht an 
der Zeit ſei, Spezial-Anträge der Petitionen zur näheren Erörterung zu brin⸗ 
gen. Die unterzeichnete Abth. einigte ſich deshalb dahin, dem Vereinigten 
Landtage vorzuſchlagen: unter dankbarer Anerkennung der bereits von Seiten 
der Krone geſchehenen Schritte an Se. Majeſtät den König die ehrfurchts⸗ 
volle Bitte zu richten, von dem ſeither befolgten Präventiv⸗Syſtem abgehen, 
in der ganzen Monarchie die Cenſur aufheben, Preßfreiheit gewähren und zu 
dieſem Zwecke ein⸗Preß⸗Strafgeſetz entwerfen zu laſſen und dem Vereinigten 
Landtage zur Berathung Allergnädigſt vorzulegen.“ Meine Herren! Ich bin 
früher ein entſchiedener Gegner der Preßfreiheit geweſen, was ich offen be⸗ 
kenne; ich bin aber jetzt zu der Ueberzeugung gekommen, daß, ſo wie jetzt der 
Zuſtand der Preſſe iſt, es nicht bleiben kann, denn die Cenſur gewährt in 
ihrer jetzigen Lage den Schutz nicht, den wir haben müffen und verlangen 
können. Ich habe in neuerer Zeit gefehen, wie durch die Preſſe die Ehre des 
Privatmannes aufs Unverſchämteſte angetaſtet wird, wie durch ſie der Kredit 
von Kaufleuten untergraben wird, ſo daß ſie in Gefahr kommen, ihr Eigen⸗ 
thum zu verlieren. Der Staat, die Krone, die Religion, nichts iſt mehr der 
Preſſe heilig geweſen, ſie hat unter der Cenſur Alles angetaſtet. Wenn in 
einer Zeitſchrift, die in einem Bundesſtaat erſcheint, der die Cenſur firenger 
handhabt, wie mancher anderer, ungefähr mit folgenden Worten hat gefagt 
werden können: Das Chriſtenthum iſt ein Schlamm, in dem die ganze Menſch⸗ 
heit verſunken iſt; dann, meine Herren, iſt es an der Zeit, daß von den Re⸗ 
gierungen ernfllich eingegriffen wird. So iſt die Abth. einſtimmig zu dem Anz 
trage gekommen, der der hohen Verſammlung ſo eben von mir vorgeleſen iſt. 

Marſchall: Ich will fragen, ob der Antrag unterſtützt wird? (Es er⸗ 
hebt ſich faſt die ganze Verſammlung.) Sofern Niemand das Wort verlangt, 
glaube ich annehmen zu dürfen, daß die Verſammlung den Antrag der Abth. 
annehmen will. (Ja! Ja!) Ich höre keinen Widerſpruch dagegen, er iſt alfo 
als angenommen zu betrachten. Hiermit im engen Zuſammenhange ſteht der 
Antrag auf Aufhebung der Anonymität. Herr v. Wedell iſt ebenfalls Referent. 

Hierauf trug der Abg. v. Wedell den Inhalt der beiden Petitionen des 
Abg. v. Vincke und des Abg. v Thadden vor, in welchen Maßregeln gegen 
die Anonymität beantragt werden, dergeſtalt, daß nichts durch den Druck pu⸗ 
blizirt werden ſoll, wofür nicht der Name des Verfaſſers angegeben ift, ohne 
daß aber die Verantwortlichkeit der Redaktion völlig aufgehoben wird. Von 
Seiten des Herrn Regierungs-Kommiſſarius wurde bemerkt, daß die Anony⸗ 
mität und das Verlangen, dieſelbe gänzlich aufzuheben, ſchon vielfältig in 
Frage geweſen fei, ohne jedoch zu einer beſtimmten Entſcheldung zu gelangen. 
Die Regierung habe ihrerfeits ebenfalls noch kein feſtes Syſtem in dieſer Be⸗ 
ziehung angenommen, auch werde dabei Alles auf das der Preßgeſetzgebung 
ſelbſt zum Grunde zu legende Syſtem ankommen. In der Praxis werde es 
überhaupt ſehr ſchwer werden, das Verbot der Anonymität ſtreng durchzu⸗ 
führen, weil die Umgehung deſſelben durch Namenhergebung von Seiten ſol⸗ 
cher Perſonen, die nichts zu verlieren haben und ſich allenfalls der Strafe 
unterwerfen, ſehr leicht fei Der Verfaſſer müſſe daher unter dem angegebenen 
Namen auch wirklich zu finden ſein, und die Redaktoren würden deshalb, 
inſoweit dies in einzelnen Fällen nicht möglich ſei, immer verantwortlich blei⸗ 
ben. Die Abtheil. beſchloß daher mit 10 Stimmen gegen 2, die Anträge bei 
dem Vereinigten Landtage nicht zu befürworten, und zwar aus dem Grunde, 
weil, ſo wünſchenswerth es an ſich ſei, den von den Antragſtellern beabſich⸗ 
tigten Zuſtand zu erreichen, dies doch auf keine Weiſe als ausführbar betrach⸗ 
tet werden könne, vornehmlich wenn in den übrigen deutſchen Bundesſtaaten 
nicht entſprechende Beſtimmungen erlaſſen würden. Eben fo wenig konnte man 
ſich entſchließen, den von dem Abg. v. Vinke geſtellten beſonderen Antrag 
„daß jeder Redakteur eines Blattes verpflichtet ſein ſolle, gegen angemeffene 
Inſertionsgebühren jeden Artikel aufzunehmen, während dies gegenwärtig ganz 
in feinen Willen geſtellt iſt,“ zur Vefürwortung zu empfehlen. Der modift- 
zirte Antrag, welchen die Abth. zu befürworten beſchloß, geht dahin: „daß 
jedes Blatt verpflichtet ſein ſoll, die Erwiederung und reſp. Rechtfertigung 
eines in demſelben perſönlich Angegriffenen gegen Inſertionskoſten aufzuneh⸗ 
men“, und es wurde derſelbe einſtimmig angenommen. — Die Petition ent⸗ 
hält alſo hier zwei Anträge der Petenten und außerdem drittens einen Vor⸗ 
ſchlag der Abth. Der erſte Antrag geht dahin: die Anonymität der Preſſe 
ganz aufzuheben, ſo daß ſich Jeder nennen muß, der etwas drucken läßt. 
Der zweite Antrag geht dahin, daß jede Zeitung verpflichtet ſein ſoll, jeden 
Artikel, der ihr zugeſchickt wird, aufzunehmen, fie mag eine Farbe haben, 
welche fie wolle, und der Artikel mag enthalten, was er wolle. Der dritte 
Vorſchlag, den die Abth. gemacht hat, geht dahin, daß, wenn Jemand in 
einem Blatte perſönlich angegriffen oder beleidigt wird, die Redaktion dieſes 
Blattes verpflichtet fein ſoll, die Exwiederung und reſp. Rechtfertigung des 
Angegriffenen und Beleidigten gegen Inſertionskoſten aufzunehmen. Ich be⸗ 
merke noch, daß dieſe Anträge auf den Wunſch der Herren Petenten beſon⸗ 
ſonders behandelt find, weil fie glaubten, daß ihre Anträge ausgeführt wer⸗ 
den können, ohne das jetzige Syſtem bei der Preſſe zu ändern. 

Marſchall: Von den ursprünglichen Anträgen geht der eine dahin, 
daß die Anonymität der Preſſe gänzlich aufgehoben und nicht ferner geftattet 
werde. Die Abth. hat ihn nicht befürwortet. Es fragt ſich, ob er hier unter⸗ 
ſtützt wird. (Wird nicht unterſtützt.) Der zweite Antrag geht dahin, daß jeder 
Redakteur eines Blattes verpflichtet fein folle, jeden Aufſatz, der ihm zuge⸗ 
ſchickt wird, darin aufzunehmen. Es fragt ſich, ob dieſer Antrag Unterftützung 
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findet. (Wird nicht unterſtützt) Nun frage ich noch, ob Jemand über den 
Antrag der Abth. das Wort verlangt? 
Abg. v. Thadden: Meine Herren! In verſchiedenen Zeitungen hat 
man angefangen, die Mitglieder dieſer hohen Verſammlung nach ihrer poli⸗ 
tiſchen Geſinnung zu rubriziren. Wenn ich nicht irre, hat eine Zeitung meine 
geringe Perſon in die entgegengefegte Polargegend von dem geehrten 
EN aus Weſtphalen verfegt! Mit welchem Rechte, laſſe ich dahinge⸗ 
ein 


Marſchall: Ich bedaure, den Herrn Redner zum zweitenmale unter⸗ 


brechen zu müſſen und ihm zu ſagen, daß es ſich um den Antrag der Ab⸗ 


theilung handelt, der dahin geht, daß jedes Blatt verpflichtet fein foll, die 
Erwiederung und Rechtfertigung eines Angegriffenen gegen die Inſertionsko⸗ 
ſten aufnehmen zu müſſen. 

Abg. v. Thadden: Ich will nur die Momente hervorheben, die in 
dieſe Beziehung einſchlagen. Allerdings aber in etwas allgemeiner Bezie⸗ 
hung. (Heiterkeit.) Mein Antrag lautet: Preßfreiheit, — wirkliches öf⸗ 
fentliches Verfahren mit den Herren Literaten und ganz dicht dabei den Gal⸗ 
gen! und ich bitte nur noch die Herren Stenographen, die Worte „wirk⸗ 
lich“ und „Galgen“ ganz gehörig zu unterſtreichen. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Marſchall: Wenn Niemand mehr das Wort über dieſen Gegenſtand 
verlangt, fo werde ich den Antrag der Abtheilung zur Frage ſtellen und bitte 
diejenigen, welche denſelben annehmen wollen, aufzuſtehen. (Pauſe.) Er iſt 
von einer Majorität, die zwei Drittel überſteigt, angenommen. Ich bitte 
den Herrn Abgeordneten Sattig, über das Gutachten, betreffend die Feſtſtel⸗ 
lung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und die Kontrolle des Staats-Haushaltes, den 
Vortrag zu übernehmen. 

Referent Sattig (lieſt das Gutachten vor): Der Abgeordnete Thiel⸗ 
Wangotten hat mit Rückſicht auf die Inkonſequenzen, welche daraus her— 
vorgehen, daß nach der Verordnung vom 3. Februar a. c. über die Bildung 
des Vereinigten Landtages dieſem das Recht der Zuſtimmung zu neuen und 
erhöhten Steuern und der Mitgarantie der Staats-Anleihen übertragen, ans 

dererſeits aber die Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats als ein ausſchließen⸗ 
des Recht der Krone vorbehalten iſt, beantragt, daß 1) eine gewiſſe Verant⸗ 
wortlichkeit der Verwaltungs⸗Behörde den Ständen gegenüber feſtgeſtellt, und 
2) dieſen die Mitbeſtimmung über die Verwendung der Steuern u. ſ. w. über⸗ 
wieſen werde. Ferner hat der Abgeordnete Flemming beantragt, Se. Maje⸗ 
ſtät den König zu bitten, das aus dem alten ſtändiſchen Bewilligungsrecht 
der Landesabgaben fließende Recht der Kontrolle des Staatshaushalts mit 
jenem Rechte den Ständen wieder ungeſchmälert zu gewähren. Se. Majeſtät 
der König haben in der Thron-Rede die Worte ausgeſprochen: das den 
Ständen zuerkannte Steuerbewilligungsrecht iſt ein Recht, def- 
ſen Verantwortlichkeit weit ſchwerer wiegt, als die Ehre, die 
es giebt. Die tiefe Vedeutung dieſes Feine Wortes leuchtet Jedem 
ein, der im Volke lebt, der ſeine Bedürfniſſe kennt, der die Laſt fühlt, die 
beſonders für die ärmeren Klaſſen in den Steuern liegt. Bei voller Aner⸗ 
kennung des redlichen Willens und der Einſicht der Verwaltungs-Behörde 
dürfen die Stände doch ſich nicht einem Vertrauen, einer bloßen Vorausſez⸗ 
zung allein hingeben, da, wo ſie eine Pflicht gegen Andere zu erfüllen haben. 
Sie müſſen in den geſetzlichen ai eine Sicherſtellung haben, daß ſie ſich 
von ihrer Verantwortlichkeit befreien können. Sie müſſen alſo die geſetzlichen 
Mittel erſtreben, jene Pflichten erfüllen zu können. Dieſe Mittel beſtehen in 
der Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und in der daraus hervorgehenden 
Kontrolle über die Finanz⸗Verwaltung, fo wie in der Verantwortlichkeit der 
Verwaltungs⸗Behörden hinſichtlich der Finanz-Verwaltung den Ständen ges 
genüber. Nur die Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats kann den Ständen 
die vollkommene Sicherheit gewähren, daß die Finanz⸗Verwaltung ſo geord⸗ 
net iſt, daß jeder Erhebung neuer oder erhöhter Steuern möglichſt vorge⸗ 
beugt iſt, zugleich aber die wahren Bedürfniſſe des Staats befriedigt find 
und neu hinzutretende Bedürfniſſe ihre volle Berückſichtigung erlangen, ferner, 
daß die bewilligten Steuern ausſchließlich für den Zweck, wofür ſie bewilligt, 
verwendet, und daß fie wieder aufgehoben werden, ſobald der Staatshaus⸗ 
halt ihr Fortbeſtehen entbehrlich macht. Alſo auch bei der jetzigen Vegrän⸗ 
zung des Steuerbewilligungsrechts der Stände iſt es zur Erfüllung der für 

e daraus entſpringenden Pflichten nöthig, ihnen die Feſiſtellung des Haupt⸗ 

inanz⸗Etats zu gewähren. — Es liegt hierin nicht ſowohl eine Erweiterung 
der ſtändiſchen Rechte, als eine nothwendige Folge des bereits verliehenen 
Steuerbewilligungsrechts, ein nothwendiges Piber Mittel zur vollſtändi⸗ 
gen, pflichttreuen Ausübung dieſes Rechts. Die Frage! Beſchließt die Ab⸗ 
theilung, vorzuſchlagen, Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bieten, 
dem Vereinigten Landtag in Erwägung der ihm durch das Steuerbewilligungs⸗ 
recht zugewieſenen Obliegenheiten das Recht der Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz⸗ 
Etats Allergnädigſt zu bewilligen? dieſe Frage wurde hiernach in der Abſtim⸗ 
mung durch 9 Stimmen bejaht, durch 6 verneint. Bet 

Landta it: Wenn der Antrag, welcher in dieſem Au⸗ 
genblick die Verſammlung beſchäftigen ſoll, zu einer Zeit hier zum Vortrage 
gekommen wäre, wo es ſich mit Wahrſcheinlichkeit hätte vorausſetzen laſſen, 
daß er noch die geſetzlichen Stadien durchlaufen und alſo zur Beantwortung 
der Krone Veranlaſſung geben werde, fo würde ich in dieſem Augenblick das 
Wort nicht ergriffen haben. Da aber dieſe Wahrſcheinlichkeit nicht vorhan⸗ 
den, da vielmehr beinahe mit Gewißheit vorauszuſehen iſt, daß der Antrag 
die geſetzlichen Stadien nicht mehr durchlaufen, daß alſo der Krone keine ans 
derweitige Gelegenheit gegeben werden wird, ſich während der gegenwärtigen 
Diät des Vereinigten Landtags daruber zu äußern, ſo ſehe ich mich ſchon 
jetzt zu dieſer Erklärung veranlaßt. Sie geht dahin: daß die Regierung kei⸗ 
nesweges gewilligt iſt, von dem im §. 11. der Verordnung vom 3. Februar 
d. J. vorbehaltenen ausſchließenden Rechte: der Feſtſtellung des Haupt⸗ 

inanz⸗Etats und der Beſtimmung über die Verwendung der 
Staats⸗Einnahmen und ueberſchüſſe zu den Bedürfniſſen und 
zur Wohlfahrt des Landes, irgendwie abzugehen, indem fie daſſelbe zu 
enjenigen Grundlagen unſerer Verfaſſung zählt, welche des Königs Mafe⸗ 
a der Allerhöchſten Botſchaft vom 22. April d. J. als unantaſtbar be⸗ 
| et haben. ; 
u ae Hanfemann: Meine Herren! Mir ſcheint, daß das, was wit 
für dem Herrn Landtags⸗Kommiſſar gehört haben, nicht eine Veranlaſſung 

r uns zu fein braucht, die von der Abtheilung uns vorgeſchlagene Bitte 


= 


zurückzuweiſen. Ich bin für den Antrag der Majorität der Abtheilung nicht 
allein, weil es ſich hier um Rechte dieſer Verſammlung handelt, ich bin noch 
vielmehr aus dem Grunde dafür, weil ich die Gewährung dieſes Antrages im 
Intereſſe des Gouvernements als eine Stärkung deſſelben betrachte. 

Abg. Milde: Ich bedaure, daß der Herr Landtags-Kommiſſar im 
Eingange ſeiner Rede und bevor irgend einer von den verehrten Mitgliedern 
geſprochen hat, die in der Verſammlung für eine ſolche Bitte ſich auszuſpre⸗ 
chen geneigt fein werden, bereits den §. 11. des Geſetzes vom 3. Februar an⸗ 
geführt hat, worin gefagt iſt: „Die Feſiſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats, 
ſo wie die Beſtimmung über die Verwendung der Staats⸗Einnahmen und 
der dabei ſich ergebenden Ueberſchüſſe zu den Bedürfniſſen und zur Wohlfahrt 
des Landes, verbleibt ein ausſchließendes Recht der Krone.“ und zugleich da⸗ 
bei erklärt hat, daß die Krone keinesfalls von dieſem ſogenannten „Ausſchlie⸗ 
benden Rechte der Krone“ Umgang nehmen werde. Allein, meine Herren, 
wenn wir uns überhaupt denken können, daß irgend ein Einzelner von uns 
in ſeinem bürgerlichen Leben blos Pflichten übernehmen ſoll und keine Rechte 
aus demſelben Titel erwerben könnte, fo wird jeder Einzelne von uns fagen: 
ich werde mich einem ſolchen Vertrage nicht unterwerfen können. Ich komme 
nunmehr auf die Petition ſelbſt zurück, nämlich auf die Witte der umfaſſen⸗ 
den und vollkommenen Rechnungs⸗Feſtſtellung und Abnahme, die in dem Ge⸗ 
ſetze vom 3. Februar nirgends vorgeſehen iſt. Bevor wir, wie ſchon erwähnt, 
nicht eine vollkommen genaue Rechnungs-Anlage verordnen können für den 
geſammten Staatshaushalt, bevor wir nicht eine genaue Feſtſtellung des Fi⸗ 
nanz⸗Etats in ſeinem Ausgabe⸗Titel diktiren können, früher, ſage ich, glaube 
ich nicht, daß unſere ſtändiſchen Verhältniſſe zur Wahrheit werden. Soll 
unſere ſtändiſche Wirkſamkeit ſegensreich fein, für König und Volk, fo muß 
ſie darauf hinarbeiten, die Verantwortlichkeit für Ausgabe und Einnahme 
des Staatshaushaltes zu überkommen, und ich glaube, wenn wir uns Sr. 
Majeſtät dem Könige, hinweiſend auf die Gründe, ehrfurchtsvoll nahen, aus 
welchen wir niemals glauben, eine mit der Zeit vielleicht nöthig werdende 
Anleihe ohne gleichzeitige Mitwirkung bei der Feſtſtellung über die Verwen⸗ 
dung der Geldmittel gewährleiſten zu können, ich ſage, wenn wir uns mit 
dieſen Gründen nahen würden, wir allerdings Gewährung unſerer Bitte er⸗ 
warten dürfen. Ich bedaure auch, daß dieſe Frage fo ſpät zur Berathung 
gebracht worden iſt, ſo daß wir nicht hoffen dürfen, in irgend einer Weiſe 
eine Erledigung derſelben herbeizuführen, welche uns für die Zukunft über 
Konflikte und Differenzen wegbringen könnte, die nothwendig immer auftau⸗ 
chen werden, fo lange nicht in dieſer Beziehung, eine Allerhöchſte Erklärung 
gegeben wird, die da feſtſtellt, daß wir nicht allein ſtändiſche Pflichten, ſon⸗ 
dern auch ſtändiſche Rechte zu erfüllen haben. N 

Landtags-Kommiffar: Die Gewährung dieſer Bitte würde un⸗ 
zweifelhaft den Uebergang bilden zu einer conftitulionellen Monarchie, ja, 
meine Herren, bedenken Sie es wohl: den Uebergang zu einer conſtitutionel⸗ 
len Monarchie. Ich zweiſte nicht, daß ein Theil diefer Verſammlung diefen 
wünſcht und danach ſtrebet; ich bin aber auch überzeugt, daß ein anderer 
Theil dieſer Verſammlung ſolchen weit von ſich abweiſt. — Ich glaube nicht 
an die Gewährung dieſer Bitte; ich wünſche ſie nicht; ich wünſche aber ſehn⸗ 
lich, daß dieſe Bitte von der Majorität der Verſammlung gar nicht ausge⸗ 
hen möge. Ich erlaube mir ſchließlich, die hohe Verſammlung darauf auf⸗ 
merkſam zu mache, daß Se. Majeſtät aus eigner Machtvollkommenheit uns. 
das Recht der Bewilligung neuer Steuern gewährt hat, daß alſo die Auflage 
neuer Steuern künftig allein von unſerer Zuſtimmung abhängen werde. Wol⸗ 
len Sie nun, meine Herren, den Ausdruck Ihres Dankes mit einer ſolchen 
Petition bethätigen? Ich kann dies wahrlich nicht hoffen, und ich wende mich 
an die Herren, welche meine politiſchen Anſichten und Geſinnungen theilen, 
deren es hier auch noch eine große Zahl giebt, und bitte Sie, wohl zu über⸗ 
legen, welchen Beſchluß Sie in dieſer wichtigen Sache faſſen wollen. 

Abg. Graf v. Schwerin: Es liegt uns ein Antrag der Abtheilung vor: 
„Beſchließt die Abtheilung vorzuſchlagen, Se. Majeſtät den König allerun⸗ 
terthänigſt zu bitten, dem Vereinigten Landtag in Erwägung der ihm durch 
das Steuerbewilligungsrecht zugewieſenen Obliegenheiten das Recht der Feſt⸗ 
ſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats Allergnädigſt zu bewilligen?“ Ich bin ges 
gen dieſen Antrag auf das allerentſchiedenſte, zwar nicht aus dem Grunde, 
den das geehrte Mitglied aus der Mark Brandenburg vor mir dagegen an⸗ 
geführt hat, indem ich nicht, wie er, glaube es wäre dies der Weg zur eon⸗ 
ſtitutionellen Monarchie. Ein ſolche Annahme iſt, wie mir ſcheint, abſolut 
unhiſtoriſch; denn es hat das ſtändiſche Recht der Feſiſtellung des Haupt⸗Fi⸗ 
nanz⸗Etats lange vorher beſtanden, ehe es überhaupt conſtitutionelle Monar⸗ 
chieen gab, und iſt gewiß ein altgermaniſches. Wenn ſich der geehrte Redner 
in die Geſchichte ſeiner eigenen Provinz etwas vertiefen will, ſo wird er die⸗ 
ſes Recht dort ebenfalls finden, und die Provinz Brandenburg hat doch wohl 
noch nie eine conftitutionelle Verfaſſung gehabt. Alſo ich ſage, nicht aus die⸗ 
ſem Grunde bin ich dagegen, ſondern aus dem Grunde, weil ich einen ſol⸗ 
chen Antrag an Se. Majeſtät jetzt nicht für zeitgemäß erachte. (Viel⸗ 
ſtimmiges Bravo.) Ich habe den beſtimmten Antrag gemacht, daß der Bes 
ſchluß als nicht zeitgemäß für jetzt abgelehnt würde, es fragt ſich, ob dieſer 
Antrag Unterſtützung findet. ’ ! 

Marſchall: Er wird unterſtützt. (Ruf zur Abſtimmung.) Da Nie⸗ 
mand mehr in dieſer Angelegenheit das Wort verlangt, fo erkläre ich die 
Debatte für geſchloſſen. Es wird zunächſt der als Amendement geſtellte und 
ausreichend unterſtützte Antrag des Abgeordneten Grafen von Schwerin zur. 
Frage geſtellt werden, er geht dahin: daß in Beziehung auf die Senkung 
des Haupt- Finanz- Etats und die Kontrolle des Staats-Haushalts Fur 7 
trag gemacht werde, weil er für jetzt nicht zeitgemäß iſt. Diejenigen, E 55 
dieſem Antrage beitreten, bitte ich, auffichen zu wollen. (Pau nt 855 
mit großer Majorität angenommen. Es folgt jetzt das Saar er 845 
Petitions-Antrag, betreffend die Einführung einer Gemeide⸗ ee 18 für be 
platte Land in den öfllihen Provinzen. Der Herr Abgeordnete v. Steinbe 
iſt Referent. vor): Es würde die 

Abg. v. Steinb eic (let das betreffende Gutachten e eit dec dane 
Befürwortung des Vereinigten Landtages bei des Königs Majeſtät ſich dah 
geſtalten: „Se. Majeſtät wolle geruhen, denen Provinzen des den Theils 
der Monalchie, welche Kommunal⸗Gemein⸗ Ordnungen für das platte Land 

; tragt haben oder noch beantragen 
dermalen durch ihre Landtage ſchon beantra 
werden, ausgearbeitete Entwürfe dazu zur Berathung der betreffenden Pro⸗ 
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vinzial⸗ age möglichſt bald vorlegen zu laſſen.“ 
e e ee 3a habe hierauf nur zu erwiedern, daß 
einer Bitte, wie ſie von der Abtheilung beantragt iſt, um ſo weniger etwas 
im Wege ſteht, als von Seiten des Miniſteriums des Innern nichts verſäumt 
werden wird, um den Provinzial⸗Landtagen, welche Anträge dieſer Art geſtellt 
haben, Geſetz⸗Entwürfe hierüber bei ihrer nächſten Verſammlungen vorzulegen. 

Marſchall: Es hat ſich Niemand gegen das Gutachten ausgeſprochen, 
und wenn nicht 24 Mitglieder die Abſtimmung verlangen, ſo nehme ich an, 
daß der Vorſchlag angenommen iſt. (Es iſt keine Stimme dagegen.) Wir 
kommen jetzt zu dem Gutachten über den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Franzius. Ich erſuche den Herrn Referenten von Werdeck, ſeinen Platz 
einzunehmen. 

4 v. Werdeck (beginnt zu leſen): Der Herr Antragſteller 
wünſcht »Se. Majeſtät den König zu bitten, künftig alle Prozeßgeſetze und 
über das Gerichtsverfahren und die Rechtspflege vor ihrer Promulgation den 

Ständen zur Berathung vorzulegen.“ Mit Rückſicht auf den Mangel einer 
rechtlichen Grundlage für einen ſo allgemein gehaltenen Antrag, als derjenige 
des Petenten iſt, befindet ſich unter dieſen Umſtänden die Abtheilung in der 
Unmöglichkeit, denſelben zu befürworten, und trägt einmüthig darauf an: 
denſelben auf ſich beruhen zu laſſen. F 

Marſchall: Der Antrag iſt von der Abtheilung nicht befürwortet 
worden, und es fragt ſich nun, ob er die nöthige Unterſtützung in der hohen 
Verſammlung ſindet? (Sie erfolgt.) 

Abg. Dittrich: Ich habe mir erlaubt, einen Abänderungs-Vorſchlag 

dahin zu ſtellen: „Se. Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten, diejenigen Geſetze 
- über das Prozeß- und Gerichts-Verfahren, jo wie über die Rechtspflege, 
welche zugleich den materiellen Rechten angehörige Beſtimmungen enthalten, 
den Ständen zur Verathung vorlegen zu laſſen.“ Ich glaube, daß ich zur 
Unterſtützung dieſes Antrages nichts weiter anzuführen habe. 

Marſchall: Ich muß nun fragen, ob das Amendement Unterſtützung 
findet. (Sie erfolgt hinreichend.) 

Abg. v. Mylius: Der Antrag deſſen Unterſtützung ich von Ihnen 
erbitte, iſt: „Se. Majeſtät den König zu bitten, künftig alle Prozeß⸗Geſetze 
und über das Gerichts⸗Verfahren und die Rechtspflege vor ihrer Promulgation 
den Ständen zur Berathung vorzulegen.“ 

Marſchall: Ich werde zuerſt den urſprünglichen Antrag, wenn dieſer 
aber nicht die Majorität erhalten ſollte, das Amendement zur Abſtimmung 
bringen. Der Antrag geht dahin: „alle Geſetze über das Prozeß- und das 
Gerichtsverfahren den Ständen vorzulegen.“ Diejenigen, welche für Be- 
jahung der Frage find, bitte ich, aufzuſtehen. (Es erhebt ſich eine Majorität 
von mehr als zwei Drittel der Stimmen.) Ich bitte den Herrn Abgeordneten 
Steinbeck, ſich noch einmal hierher zu bemühen, um das Gutachten, betreffend 
die Todes⸗Erklärung verſchollener Seeleute, vorzutragen. 

Referent Steinbeck (lieſt vor): Der Petitions-Antrag bezweckt, den zu 
ängſtlichen Bedenklichkeiten mancher Gerichte bei den Todeserklärungen ver⸗ 
ſchollener Seeleute Gränzen zu ſetzen, die daraus emtfpringenden weiteren 
vielen nachtheiligen Folgen zu befeitigen, auch dem betreffenden Geſetz §. 36 
Tit. 1. Th. I. des Allg. Landrechts eine Ergänzung beizufügen. Die mit 
der vorbereitenden Erörterung des Antrages beſchäftigte Abtheilung hat ihn 
gewichtig gefunden, erkennt an: daß die erwähnte Gefeges- Ergänzung nicht 
nur wünſchenswerth, fondern für viele Privat⸗Verhältniſſe wahres Vedürfniß 
ſei. Da in der von dem Antragſteller eingereichten Denkſchrift die Sachlage 
vollſtändig entwickelt und der Antrag durch ſie gehörig begründet worden, fo 
hat die Abtheilung gedachte Denkſchrift dem gegenwärtigen Gutachten als 
einen integrirenden Theil beigefügt und befürwortet, auf deſſen Grund in 
Folge der flattgefundenen Berathung: Es wolle der hohe Landtag bei des 
Königs Majeſtät eine geſetzliche Declaration erbitten: „Daß, wenn ſeit der 
Zeit, zu welcher ein Schiff an den Beſtimmungs⸗Ort ſeiner unternommenen 
Seefahrt nach gewöhnlichem Laufe der Dinge hätte ankommen ſollen, falls 
die Fahrt in der Oſtſee gemacht ward, Ein, falls fie entferntere Meere traf, 

Drei Jahre verfloſſen find, ohne daß es nach der Beſcheinigung der Behörden 
dort eingetroffen, noch ſonſt Nachrichten über daſſelbe eingegangen, der Ve— 
weis, daß ſolches untergegangen, behufs der Todeserklärung der darauf be⸗ 
findlichen Perſonen, beziehungsweiſe auf $. 36 Tit. 1 Th. J. Allg. Landrechts 
für hinreichend geführt erachtet werden müſſe.“ . 
Marſchall: Da Niemand das Wort verlangt, ſo iſt die Debatte ge⸗ 
ſchloſſen, und ich frage, ob der Antrag der Abtheilung angenommen werden 
ſoll. Diejenigen, welche den Antrag annehmen wollen, bitte ich aufzuſtehen. 
ee) 10510 1 on Drittel find nicht vorhanden. Wir 
um Gutachten über den Antrag auf Schä S ui 
2 b . > g auf Schärfung der Strafen für 
Referent Schult (lieſt vor): Der Abgeordnete Schmidt aus Weſtphalen 
hat beantragt, des Königs Majeſtät zu bitten, ſchärfere Strafbeſtimmungen 
gegen Diebſtahl, Raub und ähnliche Verbrechen zu erlaſſen. Da jedoch die 
hohe Verſammlung bereits beſchloſſen hat, daß an des Königs Majeſtät die 
Sn werden ſoll, den Entwurf eines neuen Strafgeſetzbuches dem 
nigten Landtage vorzulegen, fo beehrt ſich die Abtheilung mit Bezug 
auf dieſen Beſchluß einer hohen Verſammlung gehorſamſt vorzuſchlagen, den 
—— > des Abgeordneten Schmidt auf ſich beruhen zu laſſen. . 

Marſchall: Die Abtheilung hat den Antrag nicht befürwortet; findet 
er hier N che Unterſtützung? (Wird nicht unterſtützt.) Er kommt alfo 
nicht zur Berathung. Ich erſuche den Herrn Abgeordneten Marx, den Platz 
als Referent einzunehmen, um ein anderes Gutachten vorzutragen 

Referent Marx (lieſt vor): Die Petition iſt dahin gerichtet; Die in 
dem Tarif zu dem Gefege wegen der Stempelſteuer vom 7. März 1822 feſt⸗ 
geſetzte Erbſchafts-Stempelſteuer bei der Succeſſton unter Eheleute für alle 
Jad aufzuheben. Die Abtheilung beſchließt einſtimmig, dem Vereinigten 

andtage vorzuſchlagen: an Se. Majeſtät die Bitte zu richten, daß 9925 
das Staats ⸗Haushalts-⸗Verhältniß eine Verminderung des Ertrages der 
Sn Flerbſch K 7 7 auf Befreiung der deere del 

ega er Erbſchafts-Stempelſteuer i i ü 
3 er werden möchte. der erſte ſei, welcher in Berück⸗ 
Mar ſchall: Die Abtheilung iſt dem Antrage bei 
ſich, ob Jemand das Wort erlag Da Niemand das Won, a 
werde ich den Antrag der Abtheilung zur Abſtimmung bringen, der dahin 


gebt: „An Se. Maj. die Bitte zu richten, daß, wenn das Staats- Haushalt 
Verhältniß eiue Verminderung des Ertrages der Stempel⸗Gefälle geftatten 
ſollte, der Antrag auf Befreiung der überlebenden Ehegatten von der Erb⸗ 
ſchafts⸗Stempelſteuer der erſte ſei, welcher in Berückſichtigung genommen 
werden möchte.“ Diejenigen Herren, welche dem Antrage beitreten wollen, 
bitte ich aufzuſtehen. Es find zwei Drittheil der Stimmen vorhanden. Die⸗ 
jenigen Gegenſtände, welche auf der Tagesordnung ſtanden, ſind erledigt; bevor 
wir aber zum Schluß kommen, habe ich noch ergebenſt anzuzeigen, daß der 
Beſchluß der Herren-Kurie eingegangen iſt, über die Bitte der Drei-Stände⸗ 
Kurie, betreffend die Abänderung der Verordnung vom 3. Februar c. Ich 
überweiſe dieſen Beſchluß der vierten Abtheilung, deren Dirigent bereits die 
möglichſte Beſchleunigung der Bearbeitung dieſes Gegenſtandes zugeſagt hat. 
Seitens des Herrn Marſchalls der Herren-Kurie habe ich die Mitglieder 
dieſer hohen Kurie noch einzuladen, ſich Morgen 10 Uhr zu einer Sitzung 
der Vereinigten Kurien einzufinden, woſelbſt die Entwürfe vorgetragen werden 
ſollen: betreffend 1) eine zur Vollendung der öſtlichen Eiſenbahn zu machende 
Anleihe, und 2) die Auſhebung der Mahl- und Schlachtſteuer und Einführung 
einer Einkommenſteuer. Was die Tagesordnung für Morgen betrifft, fo wird fie 
für eine darauf folgende Sitzung der Kurie der drei Stände folgende ſein: 1) Die 
Beſchlüſſe der Herren-Kurie über die Abänderungen des Reglements; 2) ein 
Kredit⸗Inſtitut für die Grundſtücke der Landgemeinden; 3) die Ablösbarkeit 
der Jagd⸗Gerechtigkeit und die Wildſchäden; 4) die Landes⸗ Pferdezucht; 
5) die Oeffentlichkeit der Landtags-Verſammlungen; 6) eine einfachere und 
billigere Einrichtung der Gerichtskoſten; 7) die Emanirung von Executions⸗, 
Konkurs- und Prozeß-Ordnungen; 8) die Tragung der Kriminal- Koften in 
unvermögenden Unterſuchungsſachen; 9) die Bergwerks⸗ Abgaben; 10) die 
Regalität der Braunkohlen; 11) den Druck der Verhandlungen der Stadt 
verordneten. (Schluß der Sitzung um 3 Uhr.) 
Sitzung der Herren⸗Kurie am 21. Juni. 

Die Sitzung beginnt nach 411 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls Fürſten 
zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt. 

Marſchall: Wir kommen zuerſt zur Verleſung der an die andere 
Kurie gerichteten Mittheilung wegen der Anträge auf Abänderung der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Februar. 

v. Keltſch: Die Beſchlüſſe der Herren-Kurie auf die alleruntherthäs 
nigfien Bitten der Kurie der drei Stände, welchen fie theils modifizirt, theils 
unverändert beigetreten iſt, find folgende: Zu J. Der Bitte um Allergnä⸗ 
digſte Bewilligung regelmäßiger Wiederkehr des Vereinigten Landtages hat 
die Herren-Kurie nur dahin modifizirt beizutreten beſchloſſen: Sr. Majeſtät 
allerunterthänigſt zu bitten, die periodiſche Einberufung des Vereinigten Land⸗ 
tags in einer von Allerhöchſtdenſelben zu beſtimmenden Friſt Allergnädigſt 
ausſprechen zu wollen. Zu II. Der allerunterthänigſten Bitte der Kurie 
der drei Stände, betreffend der Wegfall der Ausſchüſſe, hat die Herren⸗ 
Kurie nur in der Modiſtication beizutreten beſchloſſen: Sr. Majeſtät den 
König alleruntherthänigſt zu bitten, die Verordnung des 3. Februar 1847 
über den Vereinigten Ausſchuß und deſſen Befugniſſe Allergnädigſt dahin 
abändern zu wollen, daß dieſem Ausſchuſſe in ſeinem Verhältniſſe zu dem 
Vereinigten Landtage keine weiteren Rechte eingeräumt werden möchten, als 
ſolche dem ſtändiſchen Ausſchuſſe der Provinzial-Landtage dieſem letzteren 
gegenüber durch die Verordnung vom 21. Juni 1842 beigelegt waren und 
ſolches näher aus den §§. 2 und 4 der letztgedachten Verordnung hervorgeht. 
Zu IV. a. und b. Den allerunterthänigſten Vitten der Kurie der drei Stände, 
betreffend die SS. I und 4 der Verordnung vom 3. Februar 1847 über die 
Bildung einer ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen, und §. 
4 der Verordnung vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Vereinigten 
Landtags, hat die HerrensKurie nur dahin modiſizirt beizutreten befchloffen: 
Sr. Königliche Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten: 1) daß alle in Friedens⸗ 
zeiten zu kontrahirenden Staats⸗Anleihen, für welche Staats⸗Eigenthum oder 
Staats-Revenüen zur Sicherheit beſtellt werden, nicht anders, als mit Zu⸗ 
ſtimmung des Vereinigten Landtags aufgenommen werden ſollen; 2) daß 
daſſelbe auch von Darlehnen in Kriegszeiten gelten möge, ſo oft nach dem 
Ermeſſen Sr. Majeſtät die Einberufung des Vereinigten Landtags ohne 
Gefährdung des Staates erfolgen kann; 3) daß aber in den Fällen, wo bei 
einem zu erwartenden oder bereits ausgebrochenen Kriege zur Beſchaffung des 
nöthigen außerordentlichen Geldbedarfs die vorhandenen Fonds nicht ausrei⸗ 
chen, deshalb Darlehne aufgenommen werden müſſen, und nach dem Ermeſſen 
Sr. Majeftät die Einberufung des Vereinigten Landtags unausführbar ift 
Sr. Majeſtät das Recht vorbehalten bleiben möge, dergleichen Anleihen ohne 
Zuziehung ſtändiſcher Organe rechtsgültig zu kontrahiren. 4) Der §. 7 der 
Verordnung vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Vereinigten Land⸗ 
tags bleibt in Kraft. Zu J. Der Bitte der Kurie der drei Stände: Sr. 
Majeſtät den König alleruntertgänigft zu bitten, eine Declaration, reſpektive 
Abänderung des F. 9 des Geſetzes vom 3. Februar d. J. über die Bildung 
des Vereinigten Landtags Allergnädigſt zu erlaſſen, welche außer Zweifel ſetze 
daß das Recht des ſtändiſchen Beiraths über alle Steuergeſetze überhaupt dem 
Vereinigten Landtage zuſtehe, hat die Herren-Kurie unverändert beizutreten be⸗ 
ſchloſſen, da es ſich hierbei nur um eine Allerhöchſte Declaration zur Beſeitigung 
eines Zweifels handelt. Zu VI. Aus denſelben Gründen hat die Herren-Kurie 
beſchloſſen, der Bitte der Kurie der drei Stände unverändert beizutreten, daß: 
Sr. Majeſtät der König eine Declaration der Verordnung vom 3. Februar 
Allergnädigſt erlaſſen möchten, durch welche außer Zweifel geſtellt werde, daß 
mit Rückſicht auf die frühere Geſetzgebung in den rechtlichen Verhältniſſen 
der Domainen und Regalien nichts geändert ſei, ſo daß die Mitwirkung der 
Stände, welche aus der die Domainen betreffenden Geſetzgebung zu begründen 
ungeſchmälert ſei. Zu VIII. Der allerunterthänigſten Witte der Kurie der 
drei Stände, betreffend die Wahlen zu den ſfländiſchen Ausſchüſſen und zu 
der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen, hat die Herren⸗ 
Kurie dahin modiſtzirt beizutreten beſchloſſen: daß Sr Maſeſtät mit Rück⸗ 
ſicht auf die bereits formirten allerunterthänigſten Anträge, und namentlich 
auf die zugeſicherte Wiedereinberufung des Vereinigten Landtags innerhalb 
vier Jahren, bis zur Allerhöchſten Entſcheidung über jene Anträge die Wah⸗ 
len zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen und zu der ſtändiſchen Deputation für 
das Staatsſchuldenweſen jetzt ausfegen zu laſſen Allergnädigſt geruhen mögen. 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) a 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt die verleſene 
Mittheilung genehmigt. Wir kommen nun zur Verleſung einer Mittheilung 
an die andere Kurie über die Verhandlungen, welche über die Anträge wegen 
Interpretation der geſetzlichen Beſtimmungen über die Sonderung in Theile 
ſtattgefunden haben. Ich bitte den Grafen v. Keyſerling, dieſe Mittheilung 
zu verleſen. (Die Verleſung erfolgt.) Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo 
iſt die verleſene Mittheilung genehmigt. Eine weitere Mittheilung an die 
andere Kurie betrifft die Beſchlußnahme über die Anträge auf Einführung 
des öffentlichen und mündlichen Verfahrens in allen Theilen der Monarchie, 
wo die allgemeine Kriminal⸗Ordnung gilt. Ich bitte Herrn von Rabenau 
dieſe Mittheilung zu verleſen . 

Referent Herr v. Rabenau (verlieft die Mittheilung.) 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo iſt die verleſene Mit⸗ 
theilung genehmigt. Wir kommen zur Verathung der Mittheilung der 
anderen Kurie über die Anträge auf Erweiterung. des Petitionsrechts. Ich 
bitte Herrn v. Quaſt den Bericht zu erſtatten. 

Referent v. Qu aſt (lieſt vor): Die Kurie der drei Stände hat an 
des Königs Majeſtät eine allerunterthänigſte Bitte um Erweiterung des Per 
titionsrechts beſchloſſen, welche der vierten Abtheilung der Herren-Kurie zur 
vorbergitenden Begutachtung vorlag. Dieſe Bitte fügt ſich auf die Einzel 
Petitionen von zehn Abgeordneten, indem ſie das denſelben Gemeinſame 


zuſammenſtellte und vier derſelben mit verfaſſungsmäßiger Majorität als die, 


ihrigen adoptirte. Die Abtheilung hat ſowohl deren Inhalt, als auch die 
beigefügten Erläuterungen, weshalb die Kurie der drei Stände jene Bitten 
zu den ihrigen erhoben hat, einer reiflichen Erwägung unterzogen und erlaubt 
ſich in Folgendem ihr Gutachten über jede einzelne jener Vitten nach der 
Reihenfolge derſelben abzulegen: Der Bitte ad J. daß des Königs Majeſtät 
geruhen möge, die exceptionelle Beſtimmung einer Majorität von zwei Drit⸗ 
theilen für einzubringende Bitten und Beſchwerden aufzuheben, resp. dahin 
Allergnädigft zu modiſtziren, daß nicht nur in der Regel, ſondern bei allen 
Abſtimmungen die einfache Stimmenmehrheit entſcheide; ferner in Beziehung 
auf die Abſtimmung bei den Provinzial-Landtagen den nächſten Provinzials 
Landtagen einen Geſetz-Entwurf in demſelben Sinne vorlegen zu laſſen; hat 
die Abtheilung, ihrem ganzen Inhalte nach, ſich anzuſchließen nicht für zweck⸗ 
mäßig erachtet. Die Abtheilung beſchloß mit 11 gegen 2 Stimmen, der 
hohen Kurie vorzuſchlagen: dem Antrage ad J. der Petition der Kurie der 
drei Stände in Bezug auf die Verhandlungen des Vereinigten Landtages, 
aber ohne Anwendung auf die Verhandlungen der Vereinigten ſtändiſchen 
Ausſchüſſe mit der Modification beizutreten, daß davon diejenigen Bitten 
und Beſchwerden ausgenommen bleiben, welche Veränderungen in der ſtän⸗ 
diſchen Verfaſſung betreffen, dagegen aber dem zweiten Theile des Antrages 
ad J., bezüglich der Provinzial-Landtage, nicht beizutreten. 

Marſchall: Ich eröffne die Berathung über den bis jetzt verleſenen 
Theil des Gutachtens. ö 

Referent v. Quaſt: Ein Amendement des Grafen Stolberg, wie es. 
ſchon in der Abtheilung vorgeſchlagen wurde, lautet folgendermaßen: „Dem 
Antrage der Kurie der drei Stände ad J. mit der Modification beizutreten, 
daß eine Petition, nur wenn ſie mit zwei Drittheilen in derjenigen Kurie, 
bei welcher ſie eingebracht worden iſt, angenommen worden iſt, in die andere 
Kurie kommen dürfe, dort aber mit der einfachen Majorität angenommen 
werden könne, dagegen diejenigen Bitten, welche Veränderungen in der ſtän⸗ 
diſchen Verfaſſung betreffen, die Majorität von zwei Drittheilen in beiden 
Kurien erhalten müßten, daß ferner auch dem zweiten Theile des Antrages 
ad I. bezüglich der Provinzial⸗Landtage nicht beigetreten werde.“ 

Graf Dyhrn: Da muß ich mir nun erlauben, die Bemerkung zu 
machen, daß ich nicht einſehe, warum dieſe Bitte nicht auch auf die Provinz 
zial⸗Landtage ausgedehnt werden ſolle. So viel ich mich erinnere, iſt dieſelbe 
Bitte von den Provinzial-Landtagen ſchon mehrere Male geſtellt worden. 
Ich erinnere mich, daß im Jahre 1843 auf dem ſchleſiſchen Provinzial⸗Land⸗ 
tage ſogar über dieſe Bitte eine Itio in partes, welche ich damals durchaus 
nicht ſtatthaft fand, denn es lag noch nichts vor, wodurch das Intereſſe 
eines Standes gekränkt worden wäre, beliebt wurde. Ich ſtimme unbedingt 
für die Bitte um die einfache Majorität in allen Fragen, ſelbſt in den Fra⸗ 
gen, welche die Verfaſſung anbelangen, denn ich glaube, wenn eine Vitte 
mit Mehrheit in beiden Kurien durchgegangen iſt, daß ſie dann ganz gewiß 
ein Ausſpruch der Mehrheit des Landes iſt. Wenn man mir nun ſagt, bei 
einfacher Mehrheit könne eine Stimme entſcheiden, jo antworte ich, meine 
Herren, eine Stimme kann auch bei zwei Dritteln entſcheiden, wie uns, das 
glaube ich die Erfahrung der letzten Wochen gelehrt hat. Soll ich mein 
Amendement, was den Wegfall des zweiten Theils anbelangt, formuliren, ſo 
werde ich dies thun, denn der zweite Theil meiner Rede iſt meine Abſtim⸗ 
mung, dieſer Wegfall des zweiten Theils aber iſt ein Amendement, welches 
ich der hohen Verſammlung ſtelle. ; ing 
dah Marſchall: Es wird die Frage ſein, ob dieſer Vorſchlag, welcher 
8 yeah, daß gegen den Antrag der Abtheilung auch bei den Provinzial⸗ 
3 1 das Erforderniß von zwei Drittel der Stimmen wegfallen möchte, 

die Unterſtütung von ſechs Mitgliedern findet. (Es erheben ſich blos fünf 
Mitglieder.) Der Vorſchlag iſt nicht unterſtützt. 

Fürſt Boguslaw v. Radziwill: Ich habe mir erlaubt, den Satz 
hineinzuſetzen, der in dem Gutachten der Wtheilung ausgenommen iſt. Er 
lautet: „Dagegen diejenigen Bitten, welche Veränderungen in der ſtändi⸗ 
ſchen Verfaſſung betreffen, die Majorität von zwei Drittheilen in beiden 
Kurien erhalten müſſen weiß nicht, ob der Antrag, der von mir ges 
ſtellt worden iſt, Unterſtügung gefunden hat. g 

Marſchall: Es iſt zu ermitteln, ob dieſer Vorſchlag, der dahin geht, 
daß das von dem Grafen v. Stolberg vorgeſchlagene Verfahren auf alle 
Gegenſtände, ohne Ausnahme der Verfaſſungs⸗ Angelegenheiten, Anwendung 
finde, die erforderliche Unterſtützung finde, (Er hat fie gefunden.) 
Graf Dohna⸗Lauck: ann mich nur für den Antrag der Ab⸗ 
heilung erklären. Die Petition aus der Drei⸗Stände⸗Kurie beabſichtigt 

enbar eine Erleichterung in dem Petitions⸗Rechte, und, wenn man die 
Beſümmungen des Geſetzes vom 3. Februar unbefangen betrachtet, fo glaube 
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richten auf den Antrag der Abtheilung. 


ich, daß ein ſolcher Antrag allerdings gerechtfertigt ſein dürfte. Was die 
gestellten Amendements betrifft, ſo muß ich mich denſelben entgegen erklären. 

Graf Eberhard zu Stolberg: Ich habe mir erlaubt, meinem An⸗ 
trage eine beſtimmte Faſſung zu geben, welche er noch nicht hat. Dieſe Faſ⸗ 
fung lautet fo: „Die Herren-Kurie möge beſchließen, dem Antrage der Kurit 
der drei Stände ad J. mit der Modifikation beizutreten, daß eine Petition, 
nur wenn fie mit zwei Drittheilen in derjenigen Kurie, bei welcher ſie eins 
gebracht worden iſt, angenommen worden iſt, in die andere Kurie kommen 
dürfe, dort aber mit der einfachen Majorität angenommen werden könne, 
dagegen diejenigen Bitten, welche Veränderungen in der ſtändiſchen Berfal- 
ſung betreffen, die Majorität von zwei Drittheilen in beiden Kurien erhalten 
müßten, daß ferner auch dem zweiten Theile des Antrages ad J. bezüglich 
der Provinzial-Landtage nicht beigetreten werde.“ : 

Graf v. Arnim: Ich nehme an, daß irgend ein Gegenſtand, der die 
ſtändiſche Verfaſſung betrifft, einem Provinzial-Landtage als ſolcher erſchienen, 
daß er ihn im Wege der Petition Sr. Majeſtät vortragen wollte, fo konnte 
er es thun, wenn zwei Dritlel ſich dafür ausſprachen. Gegenwärtig wird 
ein ſolcher Gegenſtand nur dann an Se. Majeſtät kommen, wenn in jeder 
von zwei getrennten Verſammlungen zwei Drittel ſich dafür ausſprechen. 
Inſofern iſt nicht zu läugnen, daß die Möglichkeit, eine Bitte an Se. Ma⸗ 
jeſtät gelangen zu laſſen, ſehr erſchwert iſt gegen das Verhältniß, wie es bei 
den Provinzial-Landtagen ſtattfindet. Ich würde daher meinerſeits den An- 
trag ſtellen und mein Votum dahin geben, daß zunächſt der Antrag der Ab⸗ 
theilung zur Abſtimmung komme, für den ich mich nach wie vor erkläre. 
Wenn dieſer nicht Annahme ſinden ſollte, würde ich mich dem Antrage des 
Fürſten Radziwill anſchließen, durchaus aber nicht dem Amendement des 
Grafen Stolberg, in welchem ich, wie ich vorhin erwähnte, eine Cumulation 
und einen Anlaß erkennen muß, ſchwierige Diſtinctionen eintreten zu laſſen, 
die danach doch eigentlich zu keinem Reſultate führen. \ 

Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung. Die erſte Frage iſt zu 
Die event. alsdann noch zu rich⸗ 
tenden Fragen ſind zu richten auf den Antrag des Grafen Stolberg und 
dann auf den Antrag des Fürſten Radziwill, da beide die geſetzliche Unter⸗ 
ſtützung von 6 Mitgliedern gefunden haben. Die erſte Frage iſt alſo ge⸗ 
richtet auf den Antrag der Abtheilung, der nochmals zu verleſen iſt. (Dies 
geſchieht.) Die Mitglieder, welche dieſem Antrage beiſtimmen, würden dies 
durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Da das Stimmenverhältniß wegen des 
Eintretens einiger Mitglieder während des Zählens nicht genau ermittelt 
werden konnte, jo wird zunächſt eine abermalige Zählung der Anweſenden 
vorgenommen). Es ſteht feſt, daß die erforderliche Majorität von zwei Drit⸗ 
teln nicht vorhanden iſt; wir kommen alſo zur nächſten Frage, die gerichtet 
iſt auf den Antrag des Grafen Stolberg. Die Frage beißt: „Beſchließt die 
Herren-Kurie, dem Antrage der Kurie der drei Stände ad I. mit der Mo⸗ 
dificatiom beizutreten, daß eine Petition, nur wenn ſie mit zwei Drittheilen 
in derjenigen Kurie, bei welcher ſie eingebracht worden iſt, angenommen 
worden iſt, in die andere Kurie kommen dürfe, dort aber mit der einfachen 
Majorität angenommen werden könne; dagegen diejenigen Bitten, welche 
Veränderungen in der ſtändiſchen Verfaſſung betreffen, die Majorität von 
zwei Drittheilen in beiden Kurien erhalten müßten, daß ferner auch dem 
zweiten Theile des Antrages ad J. bezüglich der Provinzial-Landtage nicht 
beigetreten werde?“ Diejenigen Mitglieder, welche dieſe oe bejahen, 
werden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. Die Frage iſt verneint, der 
Antrag nicht angenommen. Es kommt nun zur Abſtimmung über den Vor⸗ 
ſchlag des Fürſten Voguslaus Radziwill; er iſt wohl auch gefaßt worden. 

Referent v. Quaſt: Das Amendement würde lauten: daß alle Peti⸗ 
tionen, gleichviel, ob fie aus der Kurie der drei Stände oder aus der Hexren⸗ 
Kurie hervorgehen, in der Kurie, in der ſie zuerſt eingebracht ſind, zwei 
Drittel der Stimmen für ſich haben müſſen; daß dagegen in der anderen: 
Kurie die einfache Stimmenmehrheit genüge, dem zweiten Theile des Antrages 
ad J. bezüglich der Provinzial-Landtage aber nicht beizutreten ſei. 

Marſchall: Dieſe Frage wird alſo nun zur Abſtimmung gebracht, 
und diejenigen, welche dem Vorſchlage beitreten, werden das durch Aufſtehen 
zu erkennen geben. Secretaur Graf Pork wird die Zählung vornehmen. 

Graf Pork: 35 Stimmen find dafür, 23 dagegen. 

Warſchall: Die erforderliche Majorität iſt alſo nicht vorhanden. Eine 
weitere Frage iſt nicht zu ſtellen. Wir kommen zur weiteren Berichterſtattung. 

Referent v. Quaſt (lieſt weiter im Gutachten ad II.): „Der zweite 
Petitions⸗Antrag geht dahin: den §. 19 der Verordnung vom 3. Februar c. 
über die Bildung des Vereinigten Landtages dahin abzuändern: daß eine 
ungehinderte und freie Communication zwiſchen den Landtags-Abgeordneten 
und ihren Vertretern ſtattfinden dürfe, zu dem Behufe, daß Letztere den 
Erſteren ihre Wünſche zu erkennen geben, ohne ihnen bindende Aufträge zu 
ertheilen. Die Abtheilung beſchloß einſtimmig: die Annahme dieſer Bitte bei 
der hohen Kurie zu befürworten. S 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo ift dem Antrage der 
Abth. beigeſtimmt. Wir kommen zum nächſten Antrage. 

Referent v. Quaſt (verlieſt den Petitions-Antrag ad III.) Derſelbe lau⸗ 
tet: „Der dritte Petitionsantrag geht dahin, daß des Königs Maj. geruhen 
möge, auch ohne Eintreten neuer Gründe die Zuläſſigkeit früher zurückgewie⸗ 
fener erneuerter Petitonen zu geſtatten. Die Abth. beſchloß mit 11 gegen 2 
Stimmen: Die Annahme dieſes Antrages der hohen Kurie nicht zu empfehlen. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo kommen wir zur Ab⸗ 
ſtimmung. Es werden alſo diejenigen, die dem Antrage der Majorität der 
Abth. beiſtimmen, dieſes durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Geſchicht in ge⸗ 
nügender Zahl.) Die erforderliche Majorität iſt vorhanden und der Antrag 
der Abth. angenommen. Wir kommen zur IV. Bitte. 

Referent v. Quaſt (verlieſt diefelbe). Sie lautet mit der von der Abth. 
befürworteten Modifikation, wie folgt: „Des Königs Maß moge ehrfurchts⸗ 
voll gebeten werden, den §. 13 der Verordn. vom 3. Februar c. Allergnä⸗ 
digſt dahin abändern zu laſſen, daß dem Vereinigten Landtage das Recht zu⸗ 
ſtehe, Sr. Maj. Bitten und Veſchwerden vorzutragen, welche das Intereſſe 
des ganzen Staats oder mehrerer Provinzen betreſfen, wogegen Bitten und 
Beſchwerden, welche allein das Intereſſe der einzelnen Provinzen betreffen, 
den Provinzial-Landtagen verbleiben.“ 
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Marſchall: Wir kommen hierüber zur Abſtimmung. Die Frage iſt 
verſtanden, es wird alſo nicht erforderlich ſein, ſie noch einmal zu verleſen, 
und diejenigen Mitglieder, welche dem Antrage der Abtheilung beiſtimmen, 
werden das durch Auſſtehen zu erkennen geben. Der Antrag iſt einſtimmig 
angenommen, und ſomit iſt dieſer Gegenſtand erledigt. Wir kommen nun 
zur Berichterſtattung über eine Mittheilung, die von der anderen Kurie 
herübergekommen iſt, in Betreff der Anträge, welche auf Vertheilung der 
ſtändiſchen Rechte an Alle, die ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, geſtellt 
worden ſind, und ich erſuche den Referenten, Grafen Itzenplitz, den Bericht 
zu erſtatten 

rinz Biron v. Kurland: Ew. Durchlaucht wollte ich ganz erge⸗ 
benſt bitten, da Mehrere heute Morgen ſehr ſpät zurückgekehrt und wir be⸗ 
reits ſeit 8 Uhr im Ausſchuſſe geweſen find, Manche auch nicht Zeit gehabt 
haben, den Gegenſtand in gründliche Erwägung zu ziehen, ob es nicht möglich 
wäre, daß ein anderer Gegenſtand vorgenommen werden könnte. 

(Eine Stimme [Fürſt von Lichnowsky]: Ich ſtimme dem bei.) 


Marſchall: Da der Wunſch vorherrſcht, ſo können wir den Gegen- 


ſtand für jetzt ausſetzen und zur Verichterſtattung über die wenigen noch vor⸗ 
liegenden Gegenſtände übergehen, von denen ich bemerke, daß es nur zwei 
ſind, über welche nur ein kurzer protokollariſcher Auszug vorliegt, der die 
Stelle des Berichts vertritt. Der erſte wäre die Mittheilung der anderen 
Kurie in Bezug auf die Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltskarten. 
Graf von Hardenberg würde den Bericht zu erſtatten haben. 

Referent Graf v. Hardenberg (lieſt vor): Dem von der Kurie der drei 
Stände beſchloſſenen Petitions-Antrage: „Se. Majeſtät allerunterthänigſt zu 
bitten, die Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltskarten zu befehlen, tritt 
die Abtheilung nach erfolgter Diskuſſion einſtimmig bei, indem fie das 
Vollgewicht der angeführten Gründe ebenfalls anerkannte. Dieſelbe ſieht ſich 
deshalb zu dem Antrage veranlaßt: Eine hohe Vereinigte Herren-Kurie 
möge dem Antrage der Kurie der drei Stände ebenfalls unbedingt beitreten. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkungen gemacht werden, kommen wir 
zur Abſtimmung. Diejenigen Mitglieder, welche dem Antrage auf Zuſtim⸗ 
mung zu dem Antrage der Kurie der drei Stände beitreten wollen, werden 
das durch Aufſtehen zu erkennen geben. Dem Antrage iſt zugeſtimmt, und 
wir kommen nun zur Berichterſtattung derſelben Abtheilung über die Mit⸗ 
theilung der anderen Kurie in Beziehung auf den Antrag wegen Oeffentlich— 
keit der Sitzungen der Stadtverordneten und Gemeinderäthe. Graf Harden— 
berg wird den Bericht erſtatten. 

Referent Graf Hardenberg (verlieſt den Protokoll-⸗Extrakt): „Die 
Kurie der drei Stände hat mit faſt einhelliger Zuſtimmung aller ihrer Mit- 
glieder auf Anregung mehrfacher Petitionen der bedeutendſten Städte des 
Staats beſchloſſen: an Se. Majeſtät die allerunterthänigſte Bitte zu richten: 
1) die Oeffentlichkeit für die Sitzungen der Stadtverordneten allen denen 
Städten zu verleihen, welche ſolche unter Uebereinſtimmung des Magiſtrats 
mit den Stadtverordneten beantragen, jedoch unter dem ausdrücklichen Bes 
fürworten, daß der Magiſtrat in dieſen öffentlichen Sitzungen vertreten 
werde, um Erläuterungen zu geben und in feinem, auch wohl im Intereſſe 
des Staats Mißverſtändniſſen entgegenzutreten; 2) für die Sitzungen der 
Gemeinde-Verordneten- und Bügermeiſterei-Verordneten-Verſammlungen in 
der Rheinprovinz, wenn dieſe mit dem Bürgermeiſter darüber einverſtanden 
ſind, ebenfalls die Oeffentlichkeit Allergnädigſt zu geſtatten. 5 

Nachdem Referent Graf Hardenberg die dieſem Beſchluſſe beigefügten Grün⸗ 
de verleſen und näher erläutert, insbeſondere aber aus den mitgetheilten Ver⸗ 
handlungen der anderen Kurie hervorgehoben hatte, daß die Vertretung des Ma⸗ 
giftrats, in den öffentlichen Sitzungen der Stadtverordneten ohne Stimm⸗ 
recht erfolgen ſolle, beſchloß die Abth. nach ſtattgehabter Diskuſſton, unter Aner⸗ 
kennung der in dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände hervorgehobenen 
Gründe und unter Berückſichtigung der von einzelnen Mitgliedern gemachten 
Bemerkungen, daß durch die Oeffentlichkeit der beregten Verſammlungen eine 
gereiftere politiſche Bildung, eine größere Befähigung aller Bürger- und Ge⸗ 
meinde-Mitglieder zur Vertretung der Corporations-Intereſſen werde gefördert 
und ein feſteres Vertrauen zu den erwählten Vertretern werde begründet wer— 
den, indem die ſolches bisher ſchwächende Geheimnißkrämerei auſhöre, ein⸗ 
ſtimmig: den von der Kurie der drei Stände gemachten Petitions-Anträgen 
unbedingt beizutreten und die hohe Vereinigte Herren-Kurie zu bitten, ein 
Gleiches zu thun. N 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo kommen wir zur Ab⸗ 
ſtimmung. Es wird zweckmäßig ſein, die beiden Anträge, welche von der 
Abtheilung ausgegangen find, zu trennen, weil der erſte von keiner Seite 
eine Bemerkung veranlaßt hat, die ihm entgegentrete, der zweite aber wohl 
zu folder Veranlaſſung gegeben hat. Es würde alſo die Frage zuerſt auf 
Annahme des erſten Antrags der Abtheilung zu richten ſein, und diejenigen 
Mitglieder, welche dem beitreten, würden das durch Aufſtehen zu erkennen 
geben. (Wird angenommen.) Wir kommen zur Stellung der zweiten Frage, 
fie iſt auf den zweiten von der Abtheilung geſtellten Antrag gerichtet. Wollen 
Sie den Antrag nochmals verleſen. (Nachdem der Antrag von dem Herrn 
Referenten verleſen war.) Diejenigen Mitglieder, welche dieſem Antrage 
beitreten, würden das durch Auſſtehen zu erkennen geben. (Es erhebt ſich 
eine große Anzahl.) Die erforderliche Majorität von zwei Drittel iſt vor⸗ 
handen und damit auch dieſer Antrag der Abtheilung angenommen. Da auf 
die vorhin gegebene Veranlaſſung der weiter vorliegende Gegenſtand noch bis 
zur nächſten Sitzung verſchoben bleibt, ſo liegt nichts mehr vor, was uns 
heute beſchäftigen koͤnnte. Ich habe alſo anzuzeigen, daß morgen, 10 Uhr, 
Sitzung der Vereinigten Kurien ſtattſinden wird, in welcher kein anderer 
Gegenſſand, als Verleſung der beiden Gutachten über die Königlichen Propo⸗ 
fitionen wegen Vollendung des Eiſenbahnnetzes in Preußen und wegen Auf⸗ 
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer vorkommen wird. Gleich darauf wird 
die Herren⸗Kurie in ihrer Sitzung ſich mit dem heute zurückgelegten Ge⸗ 
genſtande zu beſchäftigen haben, nämlich mit dem von der anderen Kurie 
herübergekommenen Antrage wegen Ertheilung ſtändiſcher Rechte an Alle, 
welche zur chriſtlichen Religion ſich bekennen. Das iſt der einzige Gegenſtand, 
der gegenwärtig angetündigt werden kann. Die jetzige Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung gegen 13 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 22. Juni. 

Die Sitzung beginnt unter dem Vorſitz des Landtags-Marſchalls von 
Rochow um 412 Uhr Vormittags mit Verleſung des Protokolls durch den 
Secretair, Abgeordneten Naumann. f 

Landtags-Kommiſſar: Ein geehrter Deputirter der ſchleſiſchen 
Städte, welchen ich heute zu meinem Bedauern auf ſeinem Platze vermiſſe, 
hat geſtern geäußert, daß nur das unbedingte Vertrauen auf meine Verſiche⸗ 
rung ihn von der Furcht befreie, daß ſich wirklich eine erhebliche ſchwebende 
Schuld in unſerem Staatshaushalte befinde. Ich bin dem geehrten Deputir⸗ 
ten für dieſes ſein Vertrauen ſehr dankbar: da ich aber nicht ein gleich blin⸗ 
des Vertrauen bei allen Mitgliedern der geehrten Verſammlung vorausſetzen 
darf, fo würde ich mich ſchon geſtern bemüht haben, dieſe unterdrückte Bes 
ſorgniß ganz zu zerſtreuen, wenn ich mit dem nöthigen Material augenblicklich 
verſehen geweſen wäre. Da ich mir ſolches jetzt verſchafft habe, ſo glaube 
ich das geſtern Verſäumte nachholen zu müſſen. Die Mehr-Ausgaben betra⸗ 
gen 16,500,000 Rthlr. und muß denſelben, da der Ausgabe -Etat nur um 
14 Millionen angewachſen, eine Erſparniß von ungefähr 2 Millionen 
gegenüberſtehen, welche allerdings faſt ausſchließlich auf die Minder-Ausgaben 
bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden kommen. Mit voller Zuverſicht 
kann ich nun demnach die geſtern ausgeſprochene Verſicherung wiederholen, 
daß die Gefahr eines Deſizits nicht vorhanden, vielmehr zu erwarten ſei, daß 
es auch ferner gelingen werde, ohne ſtändiſche Kontrolle die Finanzen in dem 
blühenden Zuſtande zu erhalten, in welchem ſie der jetzigen Regierung von 
der vorigen überliefert und bis jetzt fortgeführt worden find: 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Dem Herrn Landtags-Kommiſſar 
können wir nur im höchſten Grade für den Vortrag, den wir ſo eben gehört 
haben, dankbar ſein; derſelbe hat dadurch die hier erwähnten Mißverſtänd⸗ 
niſſe aufgeklärt. 8 

Marſchall: Der Abgeordnete Freiherr von Vincke hat in einer allge⸗ 
meinen Angelegenheit das Wort zu nehmen. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich glaube nicht zu irren, wenn ich mir die 
Bemerkung geſtatte, daß es nach Ablauf der heutigen Sitzung fruchtlos ſein 
würde, noch neue Gegenſtände in Berathung zu nehmen, weil es nicht mög⸗ 
lich iſt, in verfaſſungsmäßiger Weiſe die Beiſtimmung der Herren-Kurie zu 
erlangen. Hieran möchte ich mir zuſätzlich die Bemerkung anzureihen erlaus 
ben, daß über viele wichtige Gegenſtände, mit denen wir uns zu beſchäftigen 
haben, noch nicht die Gutachten der Abtheilungen vorliegen, und ich würde 
mir die Frage erlauben, ob es nicht möglich ſein würde, über die wichtigſten 
Gegenſtände wenigſtens die Abtheilungs-Gutachten, inſofern ſie bereits vollen⸗ 
det find, noch zum Druck und dadurch in die Hände der verehrten Mitglie- 
der der Verſammlung zu befördern, da es gewiß für einen Jeden von hohem 
Intereſſe fein wird, wenigſtens die Anſichten mit nach Hauſe zu nehmen, die 
aus einer reifen Erwägung der Gegenſtände in den einzelnen Abtheilungen 
hervorgegangen ſind. 

Marſchall: Ich habe zu erwiedern, daß die Gutachten, die von den 
Abtheilungen bei mir eingegangen find, unverzüglich zum Druck gegeben wor⸗ 
den find. Ich werde dahin ſehen, daß dieſer Druck beeilt werde, und zweifle 
nicht, daß, ehe der hohe Landtag ſich trennt, alle Gutachten, mit Ausnahme 
derer, die noch nicht an mich gelangt find, in die Hände der Herren Abge⸗ 


ordneten kommen werden. f 


Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube dieſen Antrag um fo mehr uns 
terſtützen zu müſſen, als es auch für das Gouvernement von Intereſſe iſt, 
dieſe Gutacheen der Abtheilungen zu kennen; denn wenn dergleichen Petitio⸗ 
nen jetzt nicht mehr die geſetzlichen Stadien durchlaufen können, um auf ver⸗ 
faſſungsmäßigem Wege an den Thron und zur Beantwortung zu gelangen, 
fo wird doch das Gouvernement auch aus den Petitionen und den darüber 
gegebenen Gutachten immer Information und nach Umſtänden Direction für 
ſein Verhalten in der Zwiſchenzeit bis zur nächſten Seſſion des Vereinigten 
Landtags ſchöpfen können. (Allgemeines Bravo.) 

Eine Stimme: Was das Gutachten der ... Abtheilung betrifft, ſo 
habe ich zu bemerken, daß es ſchon vollendet iſt und zum Drucke vorliegt. 

Abg. Krauſe aus Schleſten: Ich wollte mir erlauben, zu fragen, ob 
die Petitionen, die heute berathen werden ſollten, noch zur Erledigung kom⸗ 
men können oder nicht. 9 

Abg. Hanſemann: Mir ſcheint, daß, wenn auch einige von den aus 
den Abtheilungen uns zugehenden Petitionen hier zur Berathung gelangen 
ſollen, es jedenfalls nur ſolche ſein müſſeu, für die vorausſichtlich eine ziem⸗ 


lich allgemeine E der ganzen Verſammlung zu erwarten iſt Ich 


laſſe dahingeſtellt fein, ob alle dergleichen Petitionen noch vorgenommen wer⸗ 
den ſollen, zumal heute wahrſcheinlich unſere Zeit durch die Berathung der 
von der Herren-Kurie uns zugegangenen Beſchlüſſe wegen Modification des 
Reglements hinreichend in Anſpruch genommen ſein wird. Inſofern indeſſen 
noch andere Petitionen hier zur Berathung kommen ſollen, ſpreche ich den 
Wunſch aus, die Verſammlung möge jedenfalls ſolche davon ausſchließen, 
die eine große Divergenz der Meinungen bei den verſchiedenen Theilen der 
Verſammlung hervorrufen könnten. (Zuſtimmung.) In dieſer Hinſicht nun 
mache ich den Vorſchlag und hoffe, er wird allgemeine Zuſtimmung finden, 
daß man die Berathung über die Jagd⸗Gerechtigkeit nicht mehr vornehme. 


Abg. v. Maſſow: Ich hatte um das Wort gebeten, um ſowohl an 


die hohe Verſammlung, als an unſeren verehrten Marſchall den Antrag zu 
richten, daß wir überhaupt gar keine Petition hier mehr zur Berathung zie⸗ 
hen möchten. (Vielfache Zuſtimmung.) f 

Abg. Graf von Schwerin: Ich ſchließe mich dem im Weſentlichen an. 
Es handelt ſich hier um den Ausſpruch des Vertrauens der Regierung, daß 
fie den Weg, den fie bisher in dieſer Angelegenheit verfolgt hat, auch ferner 
noch verfolgen werde. Dieſen Ausdruck des Vertrauens, glaube ich, können 
wir aussprechen, und es wird dem Gouvernement wichtig fein, wenn es in 
dieſer Beziehung die Stimmung der Verſammlung kennt. 

(Stürmiſches Bravo!) 


h (Schluß folgt.) 


— — b̃ — 


